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Übersicht 

Der vorliegende Bericht analysiert die in den Jahren 2011 und 2012 in Kraft getretene Strukturreform 
BVG und stützt sich dabei auf unabhängige Expertisen. Im Bericht wird evaluiert, ob zur 
Weiterentwicklung Gesetzesbestimmungen vom Gesetzgeber geändert werden sollten oder andere 
Massnahmen zu treffen seien.  

Die Strukturreform sah eine Verstärkung der Aufsicht, der Governance- und Transparenzbestimmungen 
bei der Verwaltung von Vorsorgeeinrichtungen vor. Die Postulate 21.3968 der Kommission für soziale 
Sicherheit und Gesundheit NR « Zielerreichung der Strukturreform BVG evaluieren » und 21.3877 
Mettler « Evaluation der Strukturreform BVG », die am 16. September und am 1. Oktober 2021 vom 
Nationalrat verabschiedet wurden, beauftragen den Bundesrat, die Strukturreform BVG durch eine 
unabhängige Expertise evaluieren zu lassen. Insbesondere soll geprüft werden, ob die Ziele der 
Strukturreform erreicht wurden und wie die Reform angesichts der aktuellen Herausforderungen der 
beruflichen Vorsorge weiterentwickelt werden könnte.  

Die externe Expertise wurde auf drei Themenbereiche aufgegliedert: Governance, Aufsicht und 
Transparenz. Zu jedem Themenbereich hat ein Evaluationsbüro einen unabhängigen 
Evaluationsbericht erstellt.  

Der vorliegende Postulatsbericht fasst die Ergebnisse aus den drei Evaluationsberichten zusammen 
und setzt sich mit den darin vorgeschlagenen Weiterentwicklungsmassnahmen auseinander. Bei jedem 
Themenbereich (Governance, Aufsicht und Transparenz) werden vorgeschlagene Massnahmen 
evaluiert und gegebenenfalls Empfehlungen formuliert. Nicht alle in den Evaluationsberichten 
formulierten Vorschläge werden hier wiedergegeben. Mit marginalen Vorschlägen, die nur von 
einzelnen Befragten geäussert wurden, sowie mit Vorschlägen, die fern von der Fragestellung in den 
Postulaten oder der Strukturreform sind, setzt sich der Postulatsbericht nicht auseinander. 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass die Strukturreform grundsätzlich positive Auswirkungen 
gezeigt hat. Es gibt einzelne Elemente, die geändert werden sollten, um die Wirkung noch zu verstärken. 
So zeigt sich in den drei Themenbereichen Aufsicht, Transparenz und Governance punktuell 
Verbesserungsbedarf. Der Gesetzgeber, die Oberaufsichtskommission berufliche Vorsorge (OAK BV), 
die Direktaufsichtsbehörden und die Vorsorgeeinrichtungen können in ihren Kompetenzbereichen zu 
einer Verbesserung des Systems der beruflichen Vorsorge beitragen. Zum Thema Aufsicht sind die 
Rollen und Aufgaben der OAK BV und der Aufsichtsbehörden im Grundsatz gesetzlich klar geregelt. Es 
besteht ein gewisser Verbesserungsbedarf bei der Funktion der Weisungen der OAK BV, welche mit 
einer Präzisierung der Terminologie von Art. 64a BVG klarer definiert werden sollte. Zudem sollte das 
Verfahren zum Erlass der Weisungen der OAK BV und insbesondere der Einbezug der 
Aufsichtsbehörden in dieses Verfahren formell geregelt werden. Die bestehenden Defizite bei 
Zusammenarbeit und Harmonisierung sollten in erster Linie durch Eigeninitiative der OAK BV und der 
Aufsichtsbehörden und ohne regulatorische Eingriffe behoben werden. Gemäss Aussagen von 
Akteuren der Aufsicht und Oberaufsicht habe sich die Zusammenarbeit der Aufsichtsebenen mittlerweile 
verbessert. 

Die Aufsichtsbehörde muss risikoorientiert Mängel erkennen können und für ihre Beseitigung besorgt 
sein. Dies ist bereits im bestehenden Rechtsrahmen möglich. Die OAK BV muss systematisch die 
bestehende Aufsichtspraxis erfassen und sie harmonisieren (nach Möglichkeit im Dialog mit den 
Aufsichtsbehörden). Sie kann sich dabei auf bestehende Systeme risikoorientierter Aufsicht (und 
Risikotools) abstützen. Es ist die ureigene Aufgabe der OAK BV, für eine einheitliche Risikoanalyse, 
einheitliche Kriterien und Vorgehensweisen zu sorgen. Eine Risikoorientierung ist für eine effiziente 
Aufsicht nötig. Die Aufsichtsbehörden dürfen nicht erst im Schadenfall reagieren. Da in der 
Vergangenheit eine Harmonisierung der risikoorientierten Aufsicht über alle Aufsichtsregionen hinweg 
nicht gelungen ist, ist eine ausdrückliche gesetzliche Grundlage wünschenswert. 

Betreffend die Thematik der Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen sollte der Grundsatz, dass der 
Ein- und Austritt von Vorsorgeeinrichtungen / Vorsorgewerken die Sammel- und 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213968
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213877
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Gemeinschaftseinrichtungen (SGE) nicht negativ tangieren darf, explizit im Gesetz verankert werden. 
Experten und Aufsicht müssen danach prüfen, ob dieser Grundsatz eingehalten wird. Die Kammer der 
Pensionsexperten oder die OAK BV kann dazu bei Bedarf Weisungen oder Standards erlassen. 

Vorsorgekommissionen mit Entscheidungsverantwortung betreffend Vorsorgeplan und Anlagetätigkeit 
sollten Anforderungen an Ausbildung und Zusammensetzung analog dem obersten Organ erfüllen 
müssen. Dazu wäre eine gesetzliche Grundlage sinnvoll. Damit wird Verantwortlichkeit und das Know 
How der Entscheidungsträger gestärkt. 

Erteilen die Arbeitgeber Aufträge an Broker, um passende Vorsorgeeinrichtungen zu suchen, sind sie 
für die Entschädigung des Brokers verantwortlich, nicht die Vorsorgeeinrichtung.  

Zum Thema Governance soll ein Branchenstandard für die Weiterbildung des obersten Organs durch 
die Fachverbände etabliert werden, um dessen Qualität zu sichern und dabei unseriöse Anbieter 
auszuschliessen. Sinnvoll sind auch Vorgaben, welche periodisch (z.B. nach 10 Jahren) einen Wechsel 
von Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge und Revisionsstellen vorschreiben.  
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1 Ausgangslage 

1.1 Strukturreform in der beruflichen Vorsorge 
Die Strukturreform vom 19. März 2010 sah eine Verstärkung der Aufsicht, der Governance- und 
Transparenzbestimmungen bei der Verwaltung von Vorsorgeeinrichtungen vor. Sie enthielt auch 
Massnahmen zur Erleichterung der Arbeitsmarktbeteiligung von älteren Arbeitnehmern, welche nicht 
Gegenstand der vorliegenden Evaluation sind. Die verschärften Governance-Vorschriften sind am 1. 
August 2011 in Kraft getreten. Die neue Aufsichtsstruktur gilt seit 1. Januar 2012. Dann hat die 
Oberaufsichtskommission Berufliche Vorsorge (OAK BV) ihre Arbeit aufgenommen. 

Die Strukturreform enthielt im Wesentlichen folgende Hauptelemente: 

1. Stärkung der Aufsicht durch Kantonalisierung und Regionalisierung der direkten Aufsicht und 
klare Abgrenzung der Aufgaben und Haftung der verschiedenen Akteure; 

2. Stärkung der Oberaufsicht durch die Schaffung einer 
eidgenössischen Oberaufsichtskommission, die vom Bundesrat administrativ und finanziell 
unabhängig ist, mit einem unabhängigen, administrativ dem BSV angegliederten Sekretariat; 

3. Aufnahme von zusätzlichen Governance- und Transparenz-Bestimmungen; 
4. Kodifizierung der Anlagestiftungen. 

Die Liste der Gesetzes- und Verordnungsartikel, auf die sich die Analysen des vorliegenden 
Postulatsberichts beziehen, befindet sich im Anhang. 

1.2 Postulate zur Evaluation der Strukturreform 
Die Postulate 21.3968 der Kommission für soziale Sicherheit und Gesundheit NR « Zielerreichung der 
Strukturreform BVG evaluieren » und 21.3877 Mettler « Evaluation der Strukturreform BVG », die am 
16. September und am 1. Oktober 2021 vom Nationalrat angenommen wurden, beauftragen den 
Bundesrat, die Strukturreform BVG durch eine unabhängige Expertise evaluieren zu lassen. 
Insbesondere soll geprüft werden, ob die Ziele der Strukturreform erreicht wurden und ob die Reform 
angesichts der aktuellen Herausforderungen der beruflichen Vorsorge weiterentwickelt werden sollte.  

1.3 Externe Evaluation 
Ziele der Strukturreform der beruflichen Vorsorge waren insbesondere die Stärkung der Aufsicht sowie 
die Festlegung strengerer gesetzlicher Anforderungen an die Transparenz und die Governance in der 
2. Säule. Dabei sollten die Unabhängigkeit der verschiedenen Akteure gefördert, deren Rollen präzisiert 
und die Anforderungen beim Vollzug des BVG vereinheitlicht werden. Die externe Evaluation der 
Zielerreichung wurde auf drei Themenbereiche aufgegliedert. c-alm untersuchte die Massnahmen 
betreffend die Governance (Projekt « Governance »), das Büro Vatter besorgte die Evaluation der 
Massnahmen zur Stärkung der Aufsicht (Projekt « Aufsicht ») und Ernst & Young AG begutachtete die 
Massnahmen zur Transparenz (Projekt « Transparenz »).  

1.4 Verarbeitung der Evaluationsberichte durch den vorliegenden Bericht 
Basierend auf diesen drei unabhängigen Berichten unterbreitet der Bundesrat dem Parlament den 
vorliegenden Bericht. Er fasst die Ergebnisse aus den drei Evaluationsberichten zusammen und setzt 
sich mit den darin vorgeschlagenen Weiterentwicklungsmassnahmen auseinander. Nicht alle in den 
Evaluationsberichten formulierten Vorschläge werden hier wiedergegeben. Mit marginalen 
Vorschlägen, die nur von einzelnen Befragten geäussert wurden, sowie Vorschlägen, die fern von der 
Fragestellung in den Postulaten oder der Strukturreform sind, setzt sich der Postulatsbericht nicht 
auseinander. 

Die drei Berichte sind in curia vista (Po. 21.3968 und Po 21. 3877) veröffentlicht und können in ihrer 
Gesamtheit eingesehen werden.  

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213968
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20213877
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1.4.1 Zusammenfassung des Berichts Aufsicht - Vatter 
Der Bericht Vatter macht im Wesentlichen folgende Aussagen.  

In Bezug auf die Neuordnung der Organisation der Aufsicht hat die Strukturreform ihre Ziele erreicht. 
Die Zuständigkeiten von Direkt- und Oberaufsicht wurden entflochten, die Oberaufsicht wurde strukturell 
gestärkt und die Aufgaben und Instrumente der Direktaufsicht präzisiert. Expertinnen/Experten für 
berufliche Vorsorge und Revisionsstellen sind stärker in die Aufsicht einbezogen. So hat die 
Strukturreform die Oberaufsicht gestärkt und zu einer klaren Aufgabenverteilung zwischen Direkt- und 
Oberaufsicht geführt. Die OAK BV hat ihre Aufgaben übernommen. Im Grundsatz sind die Aufgaben 
und Rollen der verschiedenen Akteure klar.  

Der Bericht Vatter zeigt jedoch auch Schwierigkeiten und Handlungsbedarf auf:  

Uneinigkeit besteht zwischen Direktaufsichtsbehörden und OAK BV betreffend den Kompetenzen der 
OAK BV gegenüber den Aufsichtsbehörden Die Vereinheitlichung der Aufsichtspraxis wurde nur 
teilweise erreicht. Die Weisungen der OAK BV werden von den Adressaten als wenig praktikabel 
eingestuft, und die OAK BV beklagt sich, dass sie über keine rechtlichen Mittel zu deren Durchsetzung 
verfügt. Die Beziehung zwischen den beiden Aufsichtsebenen ist von Misstrauen geprägt. Die OAK BV 
sieht Widerstände gegen ihre Bemühungen.  

Im Verhältnis zwischen Direkt- und Oberaufsicht besteht somit Bedarf zur Verbesserung der 
Zusammenarbeit. Es braucht mehr Verständigung über die inhaltliche Auslegung der Aufträge der 
beiden Aufsichtsebenen.  

Der Bericht Vatter zeigt zudem auf, dass die Aufsichtsbehörden ihre Kompetenzen zur 
Informationsbeschaffung unterschiedlich intensiv nutzen. Sie verlassen sich meist auf Prüftestate von 
Revisionsstellen und Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge. Die neue Meldepflicht von 
Revisionsstellen und Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge für kritische Sachverhalte wird selten 
angewandt. 

Gemäss dem Bericht sind u.a. folgende Vorschläge von den Befragten geäussert worden: eine weitere 
Reduktion der Anzahl der Aufsichtsregionen, eine klarere Aufgabenverteilung zwischen OAK BV und 
Aufsichtsbehörden sowie eine bessere Zusammenarbeit zwischen den Ebenen. Zudem sollte die 
Direktaufsicht vereinheitlicht und risikoorientierter gestaltet werden. Auch für Revisionsstellen werden 
erweiterte Aufgaben und eine spezielle Zulassung vorgeschlagen. 

1.4.2 Zusammenfassung des Berichts Governance – c-alm 
Der Bericht c-alm macht im Wesentlichen folgende Aussagen:  

Insgesamt deutet die Analyse darauf hin, dass die Strukturreform erfolgreich umgesetzt worden ist und 
eine positive Wirkung auf die Governance hatte. Die Umsetzung der Strukturreform ist relativ zügig 
erfolgt und die Vorsorgeeinrichtungen haben ihre Reglemente rasch den neuen rechtlichen 
Rahmenbedingungen angepasst. Vertreter verschiedener Vorsorgeeinrichtungen haben eine 
weitgehend problemlose Implementierung bestätigt. Systematische Schwierigkeiten oder 
Verzögerungen konnten nicht festgestellt werden. 

Die Strukturreform hat laut Bericht c-alm die Governance innerhalb der zweiten Säule verbessert, indem 
sie die Sensibilität für Governance-Probleme erhöht hat. Die aktuelle Umsetzung sei sehr gut: vor allem 
bei den Vorschriften zur Ausweisung der Kosten, den Aufgaben des obersten Organs, der Abgabe von 
Vermögensvorteilen, den Rechtsgeschäften mit Nahestehenden, den Eigengeschäften sowie bei den 
Offenlegungspflichten. Laut Bericht c-alm sind viele dieser Entwicklungen nicht allein auf die 
Strukturreform zurückzuführen, technologische Fortschritte und die zunehmende Professionalisierung 
der Akteure hätten ebenfalls eine entscheidende Rolle gespielt. 

Beim Thema Governance wird betont, dass eine klare Gewaltentrennung, Transparenz und gesunder 
Wettbewerb zwischen Dienstleistern wie Vermögensverwaltern entscheidend sind, um 
Interessenkonflikte zu vermeiden und eine stabile Verwaltung sicherzustellen. Die Untersuchung von 
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Rechtsfällen zeigte, dass Verstösse gegen Governance-Regeln in der beruflichen Vorsorge oft noch vor 
der Reform entstanden sind. Viele dieser Fälle hätten durch die neuen Bestimmungen verhindert 
werden können, wenn diese bereits gegolten hätten. Deshalb wird die Reform durch c-alm als 
theoretisch wirksam eingestuft. 

Der Bericht c-alm legt allerdings nahe, dass Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen (SGE) 
besondere Governance-Risiken aufweisen könnten, insbesondere im Bereich der finanziellen Stabilität 
und möglicher Interessenkonflikte zwischen Wachstumszielen und den Interessen der Versicherten. 
Eine quantitative Analyse hat zwar keine direkten Hinweise auf erhöhte Risiken für die finanzielle 
Stabilität der SGE gefunden, zeigte jedoch höhere Verwaltungskosten pro Kopf im Vergleich zu anderen 
Vorsorgeeinrichtungen. Dies könnte auf grössere Dienstleistungsangebote und Kosten für Makler 
zurückzuführen sein, erfordere aber eine genauere Betrachtung.  

1.4.3 Zusammenfassung des Berichts Transparenz – Ernst &Young AG 
Der Bericht Ernst & Young AG macht im Wesentlichen folgende Aussagen: 

Die Strukturreform hat darauf abgezielt, die Transparenz in der Führung und Vermögensverwaltung von 
Vorsorgeeinrichtungen zu verbessern. Schwerpunkte waren die Verwaltungskosten (Swiss GAAP FER 
26) sowie Integritäts- und Loyalitätsvorschriften. Während grössere Sammeleinrichtungen anfangs zwar 
gewisse technische Herausforderungen bei der detaillierten Darstellung der Beiträge hatten, konnten 
die Vorsorgeeinrichtungen die Reform generell ohne grössere Probleme umsetzen. 

Die Reform hat zu mehr Vergleichsmöglichkeiten innerhalb der beruflichen Vorsorge geführt, 
insbesondere bei den Kosten. Allerdings bleibt das Interesse von Arbeitgebern und Versicherten gering, 
weshalb der Nutzen strenger Offenlegungspflichten von den Vorsorgeeinrichtungen hinterfragt wird. 

Ein Kernpunkt der Reform war die korrekte Offenlegung der Vermögensverwaltungskosten, die durch 
zahlreiche Drittanbieter erschwert wurde. Besonders intransparente Anlagen wie Private Equity und 
Infrastrukturfonds stellten eine Herausforderung dar. Die Reform hat diese Probleme mit der neuen 
Verordnungsbestimmung gelöst. Verzögerungen der Drittanbieter bei der Bereitstellung von Total 
Expense Ratio (TER)-Daten sind weiterhin verbreitet. 

Die Kosten für Vermögensverwaltung bleiben stabil. Ausgelagerte Geldanlagen sind oft unklar 
hinsichtlich ihrer Transaktionskosten. Prüfungs- und Beratungskosten sind gestiegen, nicht nur 
aufgrund der Transparenzmassnahmen, sondern auch durch regulatorische Anforderungen. Grössere 
Einrichtungen profitieren von besseren Konditionen. Die Vorsorgeeinrichtungen haben ihre Compliance-
Regelungen zur Offenlegung von Interessenkonflikten angepasst. 

Insgesamt hat die Reform Fortschritte gebracht. Im Bericht werden u.a. zur weiteren Verbesserung der 
Transparenz Drittbewertungen, verpflichtende Ausschreibungen und engere Kontrollen durch 
Aufsichtsbehörden vorgeschlagen. 
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2 Aufsicht – Rollen und Kompetenzen 

2.1  Thema 
Die Aufsicht über die berufliche Vorsorge besteht aus zwei Stufen, die jeweils unterschiedliche 
Aufgaben erfüllen: aus der kantonalen bzw. regionalen Direktaufsicht und der OAK BV. Dazu kommen 
die Expertinnen und Experten für berufliche Vorsorge sowie die Revisionsstellen mit ihren gesetzlichen 
Aufgaben. Das oberste Organ der Vorsorgeeinrichtung hat die strategische und operative 
Verantwortung. 

2.2 Änderung durch die Strukturreform 
Ziel der Strukturreform war es, die berufliche Vorsorge stabiler und sicherer zu machen. Dazu waren 
strukturelle (Oberaufsicht und Direktaufsicht) und systemische Änderungen (Stärkung der Rollen und 
der Verantwortung der beteiligten Akteure) notwendig. Zu diesem Zweck wurden mehrere 
Gesetzesanpassungen vorgenommen. 

Die OAK BV ist eine vom Bundesrat eingesetzte, unabhängige Kommission, die die 
Direktaufsichtsbehörden überwacht. Ihre Aufgaben nach Artikel 64a BVG umfassen die Sicherstellung 
einer einheitlichen Aufsichtspraxis, die Festlegung von Standards sowie die Zulassung von 
Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge.  

Die Direktaufsicht wird von unabhängigen kantonalen, teilweise regionalen Behörden wahrgenommen. 
Ihre Hauptaufgaben bestehen in der Überwachung der Vorsorgeeinrichtungen, der Sicherstellung der 
Einhaltung der gesetzlichen Vorgaben durch die Vorsorgeeinrichtungen und der zweckmässigen 
Verwendung des Vorsorgevermögens (Art. 61 und 62 BVG).  

Das oberste Organ der Vorsorgeeinrichtung ist paritätisch zusammengesetzt und übernimmt die 
Gesamtleitung der Einrichtung. In Art. 51a BVG wurde die Rolle des obersten Organs präzisiert. Zu 
seinen zentralen Aufgaben gehören die Sicherstellung der Einhaltung gesetzlicher Vorgaben, die 
Gewährleistung der finanziellen Stabilität sowie die Überwachung der Geschäftsführung. Die Mitglieder 
des Organs müssen hohe Anforderungen an Integrität und Loyalität erfüllen (siehe Art. 51b BVG). 

Die Aufgaben der Expertin und des Experten für berufliche Vorsorge waren bis anhin hauptsächlich auf 
Verordnungsstufe geregelt und wurden mit der Strukturreform auf Gesetzesstufe gehoben (Art. 52e 
BVG).1 Expertinnen und Experten für berufliche Vorsorge haben v.a. die Aufgabe, die finanzielle 
Stabilität sowie langfristige Sicherheit von Vorsorgeeinrichtungen zu überprüfen und sicherzustellen. 
Sie haben gesetzliche Prüfaufgaben und müssen versicherungstechnische Gutachten erstellen. Sie 
richten sich bei ihrer Tätigkeit nach den fachlichen Standards ihrer jeweiligen Berufsorganisationen und 
benötigen eine Zulassung durch die OAK BV. 

Auch die Aufgaben der Revisionsstelle waren bis anhin hauptsächlich auf Verordnungsstufe geregelt 
und wurden mit der Strukturreform auf Gesetzesstufe gehoben (Art. 52c BVG). Die Revisionsstellen 
haben eine prüfende Funktion und werden von der Revisionsaufsichtsbehörde (RAB) zugelassen. Die 
Revisionsunternehmen richten sich bei ihrer Tätigkeit nach den fachlichen Standards ihrer jeweiligen 
Berufsorganisationen. 

Das mehrstufige System bezweckt eine umfassende Kontrolle der Akteure in der beruflichen Vorsorge 
und soll die Stabilität des Systems mittels der gesetzlich vorgegebenen Rollenverteilung gewährleisten. 

2.3 Feststellungen aus dem Evaluationsbericht 
Der Bericht Vatter stellt fest, dass die Zuständigkeitsverteilung der verschiedenen Akteure in Bezug auf 
die Informations-, Prüf- und Interventionspflichten den meisten Beteiligten weitgehend klar sei. Eine 
Ausnahme bildet laut der befragten Akteure jedoch die Abgrenzung der Verantwortlichkeiten zwischen 

1 Botschaft vom 15. Juni 2007 zur Änderung des Bundesgesetzes über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge 
(Strukturreform), BBl 2007 5669), Ad. Art. 52e, 5701 f 
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Expertinnen und Experten für berufliche Vorsorge und den Revisionsstellen bei der Beurteilung des 
finanziellen Gleichgewichts von Vorsorgeeinrichtungen. Der Bericht Vatter2 stellt fest, dass die 
Strukturreform zur Neuordnung der Aufsicht wesentliche Ziele erreicht habe. So seien die 
Zuständigkeiten zwischen Direkt- und Oberaufsicht klarer definiert, die Oberaufsicht gestärkt und die 
Aufgaben der Direktaufsicht präzisiert worden. Auch sei die Heterogenität der Aufsichtspraktiken durch 
die Reduktion der Aufsichtsregionen verringert worden. Allerdings sei die Harmonisierung zwischen den 
Aufsichtsbehörden noch nicht abgeschlossen, da die Bemühungen der OAK BV auf Akzeptanzprobleme 
und föderale Kompetenzgrenzen stiessen. In der Zusammenarbeit zwischen Direkt- und Oberaufsicht, 
insbesondere in der Auslegung ihrer jeweiligen Aufträge, bestehe Verbesserungsbedarf.  

Ein wesentlicher Kritikpunkt betrifft die Kompetenzabgrenzung zwischen der OAK BV und den 
regionalen Aufsichtsbehörden. Die Aufsichtsbehörden werfen der OAK BV vor, ihre Befugnisse und 
Zuständigkeiten zu weit auszulegen3, insbesondere bei der Durchführung und Interpretation von 
Inspektionen und Prüfmassnahmen. Die OAK BV ihrerseits beklagt das Fehlen von Möglichkeiten, ihre 
Weisungen gegengenüber den Aufsichtsbehörden durchzusetzen. Ihre Befugnisse beschränkten sich 
zudem auf die fachliche Ebene, auf die Organisation der Aufsichtsbehörden (z.B. die Personalstruktur) 
könne sie hingegen keinen Einfluss nehmen. Um ihre strategischen Ziele verwirklichen zu können, sei 
sie deshalb auf die Kooperationsbereitschaft der Aufsichtsbehörden angewiesen. Diese sei jedoch aus 
verschiedenen Gründen nicht immer gegeben4. 

Betreffend Expertinnen und Experten für berufliche Vorsorge und Revisionsstellen hält der Bericht 
Vatter fest, dass diese stärker als vor der Strukturreform in die Aufsicht eingebunden seien. Weiter 
würden die Befragten darauf hinweisen, dass sich die Qualität der Arbeit von Expertinnen und Experten 
für berufliche Vorsorge und Revisionsstellen durch höhere Qualifikationsanforderungen, klarere 
Vorgaben und eine Marktkonzentration verbessert habe.  

2.4 Im Evaluationsbericht vorgeschlagene Massnahmen 
Die befragten Akteure haben generell eine bessere und vertrauensvollere Zusammenarbeit zwischen 
den Aufsichtsebenen gefordert. Für die Direktaufsicht wurden eine stärkere Vereinheitlichung (siehe 
Kap 3.1) und Risikoorientierung (siehe Kap 3.2), eine Bündelung fachlicher Kompetenzen (siehe Kap. 
3.4), erweiterte Aufsichtsmittel (siehe Kap 3.3) und eine konsequentere Nutzung bestehender 
Instrumente (siehe Kap. 3.3) vorgeschlagen.  

Insbesondere schlägt Vatter vor:  

1. Die Durchsetzungsfähigkeit bzw. Weisungsbefugnis der OAK BV gegenüber den 
Aufsichtsbehörden zu stärken. 

2. Die Rollen und Verantwortlichkeiten der Revisionsstellen und Expertinnen/Experten für 
berufliche Vorsorge bei der Erstellung und Prüfung der Jahresrechnungen von 
Vorsorgeeinrichtungen klarer zu definieren.  

2.5 Würdigung  
Aus dem Bericht Vatter geht also hervor, dass die Strukturreform in Bezug auf das Aufsichtssystem im 
Allgemeinen erfolgreich war und das Aufsichtssystem stabilisiert und professionalisiert hat. Jedoch 
bestehe weiterhin Verbesserungsbedarf bei der Zusammenarbeit und Harmonisierung.  

Der Bundesgesetzgeber hat für die Aufsicht in der beruflichen Vorsorge bewusst eine zweistufige 
Aufsichtsstruktur gewählt. Die damaligen Gründe für die Übertragung der Oberaufsicht vom Bundesrat 
auf eine spezialisierte, fachlich unabhängige Behörde und für eine Stärkung dieser Oberaufsicht sowie 
für ein einheitliche Aufsicht gelten nach wie vor. Die Direktaufsichtsbehörden und die OAK BV müssen 

2 Vatter, Zusammenfassung S. lV 
3 Vatter, S. 110 
4 Vatter, Kap. 7.3 
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also auf dem eingeschlagenen Weg der Diskussion und der Verständigung weiterfahren. Die 
Direktaufsichtsbehörden müssen sich auch den vom Gesetzgeber gewollten Massnahmen der 
Oberaufsicht unterziehen. Gemäss übereinstimmenden Aussagen der OAK BV und der 
Aufsichtsbehörden lässt sich festhalten, dass sich die Verständigung zwischen der OAK BV und den 
kantonalen Aufsichtsbehörden durch einen verstärkten offenen Dialog und die Zusammenarbeit auf 
Augenhöhe verbessert hat. Fortschritte wurden durch die Einführung gemeinsamer 
Risikobeurteilungen, die frühzeitige Einbindung in Regulierungsprozesse sowie die gegenseitige 
Teilnahme an Weiterbildungen erzielt, was das gegenseitige Vertrauen und Verständnis gestärkt hat. 

Ad. 1: Der Gesetzgeber hat keine Zwangsmittel vorgesehen. Der Bundesrat hat sich zu der Einführung 
in der Botschaft jedoch wie folgt geäussert: Falls sich eine Aufsichtsbehörde nicht an die Weisungen 
der OAK BV halten würde, so sei dies haftungsrelevant, wenn einer Vorsorgeeinrichtung deshalb ein 
Schaden entstehen würde5. Ein System von Zwangsmitteln oder gerichtlichen Auseinandersetzungen 
zwischen der OAK BV und den kantonalen bzw. regionalen Aufsichtsbehörden wäre kontraproduktiv, 
würde Ressourcen binden und die Aufsicht insgesamt schwächen. In Anbetracht dieser Ausganglage 
ist für das Funktionieren der zweistufigen Aufsicht eine gegenseitige Verständigung und Kooperation 
zwingend. Die unter Kap. 3.1.5 aufgeführten Massnahmen, das Verfahren zum Erlass der Weisungen 
der OAK BV und den Einbezug der Aufsichtsbehörden in dieses Verfahren näher zu regeln, sollen 
diesen Prozess unterstützen. 

Ad. 2: Zur Rollenabgrenzung von Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge und Revisionsstellen: 
Die Gesetzesänderung6 «Modernisierung der Aufsicht» hat mit Inkrafttreten per 1. Januar 2024 die 
Aufgaben der Expertinnen und Experten für berufliche Vorsorge präzisiert. Diese Anpassung der 
Gesetzesbestimmungen der Strukturreform war aufgrund eines Bundesgerichtsentscheids7 erforderlich 
geworden und hat sich in der Praxis seither bewährt. Die im Bericht Vatter aufgeführte unklare 
Abgrenzung der Verantwortlichkeiten von Revisionsstellen und von Expertinnen/Experten für 
beruflichen Vorsorge ist dadurch bereinigt worden.  

Daraus ergibt sich keine Empfehlung. 

  

5 Botschaft (Strukturreform), in BBl 2007 5669, S. 5707 erster Absatz 
6 Änderung AHVG vom 17. Juni 2022 (Modernisierung der Aufsicht); BBl 2022 1563 
7 BGE 143 V 19  
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3 Aufsichtssysteme und Aufsichtsinstrumente  

3.1 Vereinheitlichung der direkten Aufsicht 

3.1.1 Thema 
Für die Aufsichtstätigkeit gab es, wie oben (siehe 2.1) erwähnt, schon vor der Strukturreform die beiden 
Ebenen direkte Aufsicht und Oberaufsicht über die Vorsorgeeinrichtungen respektive über die Behörden 
der direkten Aufsicht. Neu ist allerdings das durch die Strukturreform angestrebte Einheitlichkeit der 
direkten Aufsicht.  

3.1.2 Änderung durch die Strukturreform 
Die Strukturreform hat auf eine Vereinheitlichung der direkten Aufsicht abgezielt. 

Vor der Strukturreform wurden die Vorsorgeeinrichtungen von kantonalen Aufsichtsbehörden und dem 
Bereich Aufsicht Berufliche Vorsorge des BSV direkt beaufsichtigt. Die Anforderungen an die Aufsicht 
hatten laufend zugenommen. In den kleinen Kantonen gab es häufig keine Behörde, die sich 
ausschliesslich mit der Aufsicht über die Einrichtungen der beruflichen Vorsorge und die klassischen 
Stiftungen befasste. Der Bundesrat ist davon ausgegangen, dass sich die Kantone infolge der 
Strukturreform zu Aufsichtsregionen zusammenschliessen würden, um über ein für eine professionelle 
Aufsichtstätigkeit notwendiges minimales Aufsichtsvolumen zu verfügen8. Diese Erwartung ist so 
eingetreten und geht auch weiter, indem Aufsichtsregionen sich weiter zusammenschliessen (siehe 
Kap. 3.1.5).  

Seit der Strukturreform wird die Direktaufsicht - mit Ausnahme der Aufsicht über den Sicherheitsfonds, 
die Auffangeinrichtung und die Anlagestiftungen – nur noch von den kantonalen bzw. regionalen 
Aufsichtsbehörden ausgeübt. Diese Aufsichtsbehörden haben ein Weisungsrecht gegenüber 
Vorsorgeeinrichtungen, Expertinnen und Experten für berufliche Vorsorge und Revisionsstellen 
(Art. 62a Abs. 2 Bst. b BVG). Die direkten Aufsichtsbehörden unterstehen der Oberaufsicht der OAK 
BV9. 

Die Strukturreform basiert auf der Annahme, dass die Voraussetzung für Rechtssicherheit eine 
einheitliche Aufsichtspraxis ist, d.h. eine gleiche Anwendung der vom Bund erlassenen Gesetze auf 
dem ganzen Gebiet der Schweiz. Die Oberaufsichtsbehörde hat die Aufgabe, diese einheitliche 
Anwendung sicherzustellen. Sie hat daher die Kompetenz erhalten, in Aufsichtsfragen Weisungen über 
die einheitliche Anwendung des Bundesrechts zu erlassen (Art. 64a Abs. 1 Bst. a BVG) und gegenüber 
einer einzelnen Aufsichtsbehörde im Bedarfsfall Massnahmen zur Behebung von festgestellten 
Mängeln zu treffen10.  

Die OAK BV muss also für eine einheitliche Aufsichtspraxis sorgen und erlässt dazu Weisungen an die 
kantonalen und regionalen Aufsichtsbehörden. Ihre Weisungen können allgemeiner Natur sein oder 
sich nur an einzelne Aufsichtsbehörden wenden. Die OAK BV verfügt allerdings nicht über eine 
Weisungskompetenz über Einzelfälle und Einzelfragen aus der Praxis11. Für die Handhabung der Fälle 
sind die kantonalen Aufsichtsbehörden zuständig. 

Das Verfahren zum Erlass von Weisungen durch die OAK BV ist nicht gesetzlich geregelt.  

3.1.3 Feststellungen aus dem Evaluationsbericht 
Im Bericht Vatter wird darauf hingewiesen, dass die OAK BV sich von Beginn ihrer Tätigkeit weg unter 
Einbezug der Aufsichtsbehörden um die Vereinheitlichung der Aufsichtstätigkeit bemüht hat. Im Bericht 

8 Botschaft (Strukturreform), Kap. 1.2.4 S. 5686 
9 Botschaft (Strukturreform), Kap. 1.2.1 S. 5682 
10 Botschaft (Strukturreform), Kap. 1.2.5 S. 5688 
11 Botschaft (Strukturreform), Kap. 2.1 Ad. Art. 64a BVG S. 5707 
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wird der Beitrag der Weisungen der OAK BV an die Vereinheitlichung jedoch als gering eingeschätzt. 
Die Weisungen werden als unklar und wenig praktikabel bezeichnet. Zur Durchsetzung ihrer Weisungen 
an die Aufsichtsbehörden verfügt die OAK BV über keine rechtlichen Mittel, sie ist also auf die 
Kooperation der Aufsichtsbehörden angewiesen12.  

Der Bericht hebt positiv hervor, dass die Heterogenität der Aufsichtspraktiken sich durch die Reduktion 
von 15 auf 8 Aufsichtsregionen strukturell reduziert hat13. Eine gewisse Harmonisierung unter den 
Aufsichtsbehörden hat stattgefunden, ist laut dem Bericht Vatter jedoch noch nicht weit genug 
fortgeschritten14.  

Bezüglich der Art und Weise, wie die Vereinheitlichung der Aufsichtspraxis erfolgen soll, haben die 
Aufsichtsbehörden und die OAK BV unterschiedliche Vorstellungen und Interessen. Der Auftrag und 
der Anspruch der OAK BV zur Vereinheitlichung der Aufsichtspraxis reiben sich mit dem Wunsch der 
Aufsichtsbehörden nach eigenständiger horizontaler Harmonisierung im Rahmen der Konferenz der 
kantonalen BVG- und Stiftungsaufsichtsbehörden. Diese hat jedoch keine formale Rolle im 
Aufsichtssystem. Die Aufsichtsbehörden sehen die Rolle der OAK BV vor allem darin, ihnen strategische 
Orientierung zu geben15. 

Rollenbedingt nehmen die OAK BV und die Aufsichtsbehörden etwas unterschiedliche Perspektiven 
ein.  

- Die Aufsichtsbehörden stehen in ständigem Austausch mit den beaufsichtigten 
Vorsorgeeinrichtungen, agieren dadurch gemäss ihrer eigenen Darstellung praxisnah und sind 
deshalb an raschen, konkreten Lösungen auf sich stellende Praxisfragen interessiert.  

- Die OAK BV demgegenüber befasst sich vorwiegend mit grundsätzlichen und systemischen 
Fragen und hat kaum direkten Kontakt mit Vorsorgeeinrichtungen. Sie ist gemäss dem Bericht 
Vatter entsprechend wenig praktischen Herausforderungen der Aufsicht auf der Ebene von 
Einzelfallfragen konfrontiert und hat lediglich über ihre Inspektionen punktuell Einblick in die 
operative Aufsichtspraxis. Diese Ausgangslage kann es ihr erschweren, ihr zugetragene 
Hinweise auf ungleich behandelte Einzelfälle korrekt einzuordnen. Aus Sicht einzelner 
Aufsichtsbehörden kommt es deshalb vor, dass die OAK BV solchen Fällen unverhältnismässig 
grosse Bedeutung zuschreibt und daraus einen Bedarf an flächendeckender Vereinheitlichung 
mit der Praxis ableitet, den die Aufsichtsbehörden so nicht sehen. Demgegenüber hat die OAK 
BV aus ihren Inspektionen und Bestandesaufnahmen auf einer allgemeinen Ebene einen 
vergleichenden Gesamtüberblick über die Tätigkeiten und Herausforderungen der 
Aufsichtsbehörden, die diese untereinander weniger haben16. 

Mehrere Aufsichtsbehörden betonten im Bericht Vatter die ausgeprägte Vielfalt der beaufsichtigten 
Vorsorgeeinrichtungen bezüglich deren Grösse, Strukturen, Strategien, Reglemente, 
Herausforderungen und Risikofaktoren. Absolute Gleichbehandlung aller Einrichtungen würde aus ihrer 
Sicht den individuellen Situationen nicht gerecht werden. Diese seien jeweils im Einzelfall zu beurteilen. 
Es sei wichtig, einen gewissen Pragmatismus zu bewahren, um auf die Individualität der 
Vorsorgeeinrichtungen eingehen zu können. Vereinheitlichung sei deshalb nicht am Ergebnis, d.h. an 
den Entscheiden der Aufsichtsbehörden, zu beurteilen, sondern an der Einheitlichkeit des diesen 
Entscheiden zugrunde liegenden Rechtsverständnisses17. 

Gemäss Praxis der OAK BV beteiligen sich die Aufsichtsbehörden und Fachverbände in der Regel aktiv 
an der Erarbeitung von Weisungen. Die OAK BV konsultiert sie regelmässig oder informiert sie über 

12 Vatter, Zusammenfassung, S. III und IV 
13 Per 1. Januar 2026 erfolgte eine Zusammenlegung der Aufsichtsbehörden BVG- und Stiftungsaufsicht des Kantons Zürich (BVS) und 
Ostschweizer BVG- und Stiftungsaufsicht (OSTA). Damit ist die Anzahl der Aufsichtsregionen auf sieben gesunken. 
14 Vatter, Zusammenfassung, S. III 
15 Vatter, Kap. 7.3 
16 Vatter, Kap. 7.3 
17 Vatter, Kap. 7.3 
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geplante Vorhaben bei Quartalstreffen18. Einzelne Aufsichtsbehörden bemängeln, die OAK BV 
berücksichtige ihre Rückmeldungen und fachlichen Vorbehalte zu Weisungsentwürfen zu wenig19. 

3.1.4 Im Evaluationsbericht vorgeschlagene Massnahmen 
Der Bericht Vatter empfiehlt, bei der Erstellung der Weisungen durch die OAK BV die Zusammenarbeit 
zwischen den beiden Aufsichtsebenen zu verbessern. Die OAK BV solle die Aufsichtsbehörden stärker 
in den Prozess einbinden, ihre Rückmeldungen zu Entwürfen konsequenter berücksichtigen, die 
Verständlichkeit der Weisungen erhöhen und deren Umsetzung besser vorbereiten20. Der Bericht 
erwartet, dass diese Massnahmen zu einer besseren Akzeptanz der Weisungen der OAK durch die 
Aufsichtsbehörden führen wird. 

3.1.5 Würdigung 
Die Sicherstellung einer einheitlichen Aufsicht war eines der Hauptziele der Strukturreform und eine der 
explizit gesetzlich festgelegten Hauptaufgaben der OAK BV. Vor dem Hintergrund der seit der 
Strukturreform geltenden Regelung muss somit nicht geprüft werden, ob die OAK BV die Tätigkeit der 
Aufsichtsbehörden vereinheitlichen soll, sondern nur, ob dies geschehen ist und falls nein, auf welche 
Weise diese Vereinheitlichung am besten erreicht werden kann.  

Die Zusammenarbeit Direktaufsichtsbehörden - OAK BV ist nach Aussagen beider Seiten nach einem 
schwierigen Start auf dem Weg der Besserung. So hat die OAK BV in der Zwischenzeit die Weisungen 
« Mindestanforderungen an die Aufsichtstätigkeit der Aufsichtsbehörden nach Art. 61 BVG » erlassen. 
Diese sollen zu dieser Vereinheitlichung beitragen, indem sie sicherstellen, dass die Aufsichtsbehörden 
ihre beaufsichtigten Einrichtungen nach den gleichen methodischen Grundsätzen beaufsichtigen. Beide 
Seiten müssen sich weiterhin für die gute Zusammenarbeit einsetzen.  

Die Vereinheitlichung der Aufsichtspraxis bei den Aufsichtsbehörden ist heute noch nicht vollständig 
erreicht. Dieses gesetzliche Ziel muss somit weiterverfolgt werden. Eine uneinheitliche Aufsichtspraxis 
lässt sich nicht durch regionale Unterschiede rechtfertigen, denn die gesetzliche Grundlage ist die 
gleiche für alle Vorsorgeeinrichtungen. Die Vorsorgereglemente müssen von den Aufsichtsbehörden 
nach den gleichen Kriterien geprüft werden. Es darf nicht möglich sein, dass z.B. eine reglementarische 
Bestimmung in der einen Aufsichtsregion akzeptiert wird, in einer anderen Aufsichtsregion aber von der 
Aufsichtsbehörde abgelehnt wird. Dies führt zu einer Rechtsunsicherheit, zu Ungleichbehandlungen und 
öffnet den Weg zu Rechtsstreitigkeiten.  

Das Verfahren zum Erlass der Weisungen der OAK BV ist verbesserungsbedürftig. Die OAK BV führt 
zwar heute schon Anhörungen zu Entwürfen durch. Die Aufsichtsbehörden fühlen sich aber dennoch 
nicht genügend in den Prozess einbezogen.  

Die Verkleinerung der Anzahl Aufsichtsregionen ist in der Zwischenzeit weiter fortgeschritten, mit dem 
Anschluss der bisherigen Ostschweizer BVG-Aufsicht an jene des Kantons Zürich per 1.1.2026. Die 
Erwartungen des Gesetzgebers haben sich also erfüllt. Dadurch sollte sich auch die Heterogenität der 
Aufsicht weiter reduzieren. Die Aufsichtsregionen sind, insbesondere mit der BVG- und Stiftungsaufsicht 
Tessin, Ostschweiz und Zürich (ATIOZ), sehr unterschiedlich gross und damit auch unterschiedlich gut 
ausgerüstet. Diese Situation birgt gewisse Risiken, insb. könnte die Praxis einer grossen 
Aufsichtsregion als Massstab wahrgenommen werden und z. B. den Einfluss der OAK BV auf die 
Vereinheitlichung verringern. Diese Entwicklung ist daher im Auge zu behalten. 

  

18 Vatter, S. 96 
19 Vatter, Kap. 8.1.1 und 8.2 
20 Vatter, S. 112 
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Daraus ergeben sich folgende Empfehlungen: 

- Die Funktion der Weisungen der OAK BV sollte deshalb im Gesetz klarer definiert werden, mit einer 
Präzisierung der Terminologie von Art. 64a BVG.  

- Zudem sollte das Verfahren zum Erlass der Weisungen der OAK BV und insbesondere der Einbezug 
der Direktaufsichtsbehörden in dieses Verfahren in den gesetzlichen Grundlagen detaillierter geregelt 
werden. 

3.2 Ausrichtung der Aufsicht 

3.2.1 Thema 
Die Aufsichtsbehörden müssen darüber wachen, dass die gesetzlichen Regelungen eingehalten 
werden und das Vorsorgevermögen zweckgemäss verwendet wird (Art. 62 Abs. 1 BVG). Den 
Aufsichtsbehörden werden in Art. 62a BVG weitreichende Aufsichtsmittel eingeräumt. Es ist die Aufgabe 
der OAK BV, die einheitliche Aufsichtstätigkeit sicherzustellen. Die OAK spricht sich dezidiert dafür aus, 
dass die Aufsicht risikoorientiert ausgeübt werden soll. Diese Sichtweise wird von einigen 
Aufsichtsbehörden geteilt, jedoch teilweise durch andere bestritten. 

3.2.2 Änderung durch die Strukturreform 
Mit der Strukturreform sind folgende Artikel in Kraft getreten, welche hier in unterschiedlichem Ausmass 
von Belang sind:  

- Art. 51a BVG: Darin werden die Aufgaben des obersten Organs detailliert aufgeführt. Es 
bestimmt die strategischen Ziele und Grundsätze, die Organisation, sorgt für die finanzielle 
Stabilität und überwacht die Geschäftsführung.  

- Art. 62 BVG definiert die Aufgaben der Aufsicht. Neben eher allgemeinen Bestimmungen muss 
die Aufsicht insbesondere Einsicht in die Berichte der Kontrollstelle und der Expertin/des 
Experten für beruflichen Vorsorge nehmen und - hier relevant - Massnahmen zur Behebung 
von Mängeln treffen.  

- Art. 62a BVG: Zur Erfüllung der Aufgaben hat die Aufsichtsbehörde weitreichende 
Aufsichtsmittel wie das Recht auf Herausgabe von sachdienlichen Informationen, Weisungen, 
Aufhebung von Entscheidungen oder gar Ersatzvornahmen erhalten.  

3.2.3 Feststellungen aus dem Evaluationsbericht 
Die OAK BV verfolgte von Anfang an das Ziel einer einheitlichen und risikoorientierten Aufsicht21 mit 
vorgängiger Stärkung der Faktenbasis. Der Begriff der Risikoorientierung wird im Gesetzestext 
allerdings nicht explizit erwähnt. 

Während gemäss Bericht Vatter zwei Aufsichtsbehörden einen konsequent risikoorientierten 
Aufsichtsansatz verfolgen, fühlen sich die meisten anderen einer eher retrospektiven Rechtsaufsicht 
verpflichtet und haben nur punktuell risikoorientierte Elemente in ihre Aufsichtspraxis integriert22. 
Mehrere Aufsichtsbehörden stellen die gesetzliche Grundlage und die Kompetenz der OAK BV in Frage, 
eine über die Rechtsaufsicht hinausgehende risikoorientierte Aufsichtspraxis einzufordern23. 

Die OAK BV hat sich bemüht, die wesentlichen Systemrisiken zu identifizieren und entsprechende 
Massnahmen abzuleiten. Die Einführung eines Sets von Risikokennzahlen im Rahmen einer Weisung 
scheiterte am Widerstand der Aufsichtsbehörden. Deshalb hat sie 2017 ein entsprechendes Formular 
zur freiwilligen Verwendung im Risikodialog zwischen Aufsichtsbehörden und obersten Organen und 

21 OAK BV, Tätigkeitsbericht 2012, S. 9f; Vatter S. 36 
22 Vatter, S. 78 
23 Vatter, S. 49 
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zwischen Expertinnen/Experten für beruflichen Vorsorge und obersten Organen aufgeschaltet24. Die 
jährliche Studie der OAK BV zur finanziellen Lage der Einrichtungen ist detaillierter. 

Ab 2020 hat die OAK BV weitere Schritte unternommen, um mit den Aufsichtsbehörden zu einem 
gemeinsamen Aufsichtsverständnis zu gelangen, welches die Risikoorientierung verstärken sollte. Die 
Diskussionen dazu gestalteten sich schwierig25. Die OAK BV skizziert die Anforderungen an eine 
risikoorientierte Aufsicht wie folgt26:  

1. Finanzielle Risiken:  

Die Aufsichtsbehörden überwachen regelmässig (mit zeitlichem Abstand) die finanzielle Lage 
der Vorsorgeeinrichtungen. Dazu gehören die Beurteilung des Deckungsgrades, der Liquidität 
und der laufenden Finanzierung, der Sanierungsfähigkeit und der Abstimmung der 
Vermögensanlagen auf die Risikofähigkeit.  

2. Nichtfinanzielle Risiken: 

Struktur und Organisation müssen angemessen sein. Dies beinhaltet insbesondere die 
Überprüfung der Governance, der Angemessenheit der internen Kontrolle, der 
Strukturtransparenz von Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen. 
Die personellen Konstellationen sind von der Aufsicht zu beurteilen, dies umfasst potentielle 
Interessenkonflikte, Ämterkumulation oder die Gewähr für die einwandfreie Geschäftstätigkeit.  
Umsetzung der gesetzlichen Vorgaben: Die gesetzlichen Vorgaben müssen reglementarisch 
und in der Rechnungslegung umgesetzt werden.  
Umfeldbezogene Risiken: Diese umfassen Risiken des Arbeitgebers oder der 
Dienstleistungserbringer.  

Gemäss einem internen Grundlagenpapier der OAK BV von 2020 bedeutet Risikoorientierung in der 
Aufsichtstätigkeit, dass die Aufsichtsbehörden ihre Tätigkeit so priorisieren sollen, dass sie die grössten 
Risiken – nach Eintrittswahrscheinlichkeit und Schadenshöhe – erkennen können und mit 
angemessenen aufsichtsrechtlichen Massnahmen adressieren27. Das Projekt «Weiterentwicklung der 
Risikoorientierung der Aufsichtstätigkeit» wird von der OAK BV und von den Aufsichtsbehörden sowohl 
gegenüber dem Bericht Vatter als auch von der OAK BV mündlich zum Zeitpunkt der Erstellung dieses 
Postulatsberichts als blockiert beschrieben28. Die Aufsichtsbehörden halten der OAK BV vor, bei der 
Definition des Begriffs der risikoorientierten Aufsicht nicht weiterzukommen. Die OAK BV ihrerseits 
bezeichnet das Projekt als anspruchsvoll, auch weil die Aufsichtsbehörden unterschiedliche 
Aufsichtsphilosophien und Widerstände gegen einen Kulturwandel pflegen.  

Zwei Direktaufsichtsbehörden pflegen seit einiger Zeit einen (verstärkt) risikoorientierten 
Aufsichtsansatz. Andere Aufsichtsbehörden verstärken den risikoorientierten Aufsichtsansatz punktuell. 
Laut dem Bericht Vatter werden folgende Massnahmen ergriffen29:  

1. Im Zentrum der risikoorientierten Aufsicht steht die Sicherstellung der nachhaltigen finanziellen 
Stabilität. Alle Aufsichtsbehörden verwenden ein Software Tool, das gewisse Kennzahlen 
berechnet, wobei sich die erfassten Indikatoren und die Detailtiefe unterscheiden. Einzelne 
Aufsichtsbehörden haben ihr Risikotool weiterentwickelt, um die finanzielle Lage auf 
einheitlicher Basis zu beurteilen, deren Entwicklung über die Zeit zu verfolgen und im Vergleich 
mit anderen Vorsorgeeinrichtungen einzuordnen. Eine Möglichkeit ist auch, den Bericht zur 
finanziellen Lage der Vorsorgeeinrichtungen der OAK BV als Hinweis auf mögliche Risiken 
einzelner Vorsorgeeinrichtungen zu verwenden. Die Risikotools können auch als Grundlage für 

24 https://www.oak-bv.admin.ch/de/themen/risikokennzahlen ; Vatter S. 79 
25 Vatter, S. 79f 
26 Vgl. dazu die Übersichtstabelle auf Vatter S. 80. 
27 Vatter, S. 79f 
28 Vatter, S. 81 
29 Vatter, S. 82f 

https://www.oak-bv.admin.ch/de/themen/risikokennzahlen
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ein risikoorientiertes Triagesystem dienen, bei dem risikoreichere Einrichtungen intensiver 
geprüft werden, oder als Basis für die Einsetzung von verschieden zusammengesetzten Teams 
(pluridisziplinäre Prüfung).  

2. Werden bei den Vorsorgeeinrichtungen Risiken identifiziert, nimmt die Aufsicht in Zürich eine 
Beurteilung des Risikomanagements vor. Werden die Risiken adäquat bewirtschaftet, besteht 
aus Sicht der BVS Zürich kein Handlungsbedarf30.  

3. Schliesslich ist der Aufsichtsdialog von zentraler Bedeutung, wenn Zweifel oder Unklarheiten 
bestehen. Dies gilt umso mehr, wenn die Aufsichtsbehörde Mängel festgestellt hat.  

Die Aufsichtsbehörde BVS Zürich betont im direkten Gespräch, dass dieses Vorgehen in den 
allermeisten Fällen ausreichend sei. Der Aufsichtsdialog führe in 90 % bis 95 % zu befriedigenden 
Lösungen und die Eigenverantwortung werde gestärkt. Probleme gäbe es bei den wenigen «renitenten» 
Einrichtungen. Dort scheitere oft schon die Sachverhaltsfeststellung. Verweigere die Einrichtung die 
Auskunftserteilung, sei das Verfahren sehr aufwendig. Entsprechende Anordnungen würden aufgrund 
des Entscheidungsstaus bei den Gerichten oft mehr als 4 Jahre dauern. Die Aufsichtsbehörde sieht hier 
Handlungsbedarf, hält aber die Aufsichtsmittel (von Art. 62a BVG) selbst für ausreichend (siehe dazu 
Kap. 3.3).  

3.2.4 Im Evaluationsbericht vorgeschlagene Massnahmen 
Der Bericht Vatter hält fest, dass drei Aufsichtsbehörden die Aufsichtsmittel der Aufsichtsbehörden 
verstärken möchten31. Dies betrifft beispielsweise folgende Punkte:  

- Verstärkung der Risikoorientierung der Aufsicht, was einen effizienteren Einsatz der knappen 
Ressourcen und eine wirksamere Aufsicht durch Früherkennung bedeutender Risiken und 
rechtzeitige Anwendung aufsichtsrechtlicher Massnahmen ermöglicht32.  

- An die Risikoorientierung angepasste Organisation der Aufsichtsbehörden und entsprechende 
Qualifikationen des Personals. 

- Erwähnt wird dabei auch, dass kein expliziter gesetzlicher Auftrag für eine risikoorientierte 
Aufsicht bestehe (und zu schaffen sei). Vatter erwähnt in diesem Zusammenhang auch die 
wenig fortgeschrittenen Bemühungen der OAK BV, die Direktaufsicht stärker auf die Risiken 
auszurichten33. 

3.2.5 Würdigung 
Die Aufsicht muss darüber wachen, dass Vorsorgeeinrichtungen, Expertinnen/Experten für berufliche 
Vorsorge und Revisionsstellen die gesetzlichen Vorschriften einhalten. Sie muss Massnahmen zur 
Behebung von Mängeln treffen (Art. 62 Abs. 1 Bst. d BVG). Um die Mängel zu beheben, muss sie diese 
erkennen können. Sie kann diese Aufgabe demnach nicht einfach delegieren. Es genügt also nicht, 
dass sie sich bei der Prüfung der zweckmässigen Verwendung des Vorsorgevermögens nur auf die 
Revisionsstelle und die Expertin/den Experten für berufliche Vorsorge verlassen. Sie darf sich auch 
nicht auf eine rein formale Kontrolle beschränkt, ohne selbst zu hinterfragen, ob und welche Risiken 
vorliegen könnten. Die BVG-Aufsichtsbehörden dürfen sich also nicht darauf beschränken, nur 
Rechtsaufsicht zu betreiben und alles Weitere quasi an die sogenannte Kontrollpyramide aus 
Vorsorgeeinrichtung, Expertin/ Experten für berufliche Vorsorge und Revisionsstelle zu delegieren. 

Die risikoorientierte Aufgabe der Aufsicht ergibt sich demnach daraus, dass die Aufsichtsbehörde die 
Einhaltung der gesetzlichen Vorschriften durch das oberste Organ, die Experten und die 
Revisionsstellen sowie die zweckmässige Verwendung des Vorsorgevermögens zu überwachen hat 

30 SPV 12.23, S. 7 
31 Vatter, S. 114 
32 Vatter, S. 115f 
33 Vatter, S. 116 
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(Art. 62 BVG). Die Aufsichtsbehörden müssen also auch die wesentlichen finanziellen Risiken und die 
relevanten Risikofaktoren der beaufsichtigten Einrichtungen identifizieren und beurteilen. Die Aufsicht 
muss auch in der Lage sein, komplexe Sammelstiftungen in ihrer Organisation, Risikotragung und 
Entscheidungsstruktur zu erfassen und daraus die notwendigen risikorelevanten Fragestellungen 
abzuleiten34. So weisen das Gesetz (Art. 51a Abs. 2 Bst. n BVG) und die Verordnung (Art. 50 Abs. 2 
BVV 2) der Vorsorgeeinrichtung bzw. dem Stiftungsrat die Verantwortung zu, die Anlage des 
Vermögens auf die Verpflichtungen abzustimmen. Die Aufsicht muss die Einhaltung dieser Bestimmung 
überprüfen35. Ebenso hat die Aufsicht gemäss Art. 62 Abs. 1 Bst. d BVG Massnahmen zur Behebung 
von Mängeln zu treffen. Dies bedeutet, dass sie die Mängel erkennen muss. Zu diesem Zweck kann sie 
nicht nur gemäss Art. 62 Abs. 1 Bst. b BVG eine jährliche Berichterstattung verlangen, sondern gemäss 
Art. 62a Abs. 2 Bst. a BVG jederzeit Auskünfte und sachdienliche Unterlagen anfordern.  

Ein effizienter Einsatz der limitierten Ressourcen der BVG-Aufsichtsbehörden erfordert auf jeden Fall 
zwingend eine risikoorientierte Aufsicht. Risikoorientierte Aufsicht bedeutet, dass die Aufsichtsbehörden 
ihre Ressourcen auf die Bereiche konzentrieren müssen, in denen die Risiken am grössten sind. Dies 
setzt voraus, dass sie die wesentlichen finanziellen und nicht finanziellen Risiken der beaufsichtigten 
Einrichtungen vorab definieren und in der Aufsichtspraxis gezielt identifizieren und beurteilen müssen. 
Das Erkennen und Überwachen von Risiken, basierend auf einer Risikoanalyse, ist also eine essenzielle 
Aufgabe der Aufsicht. Nicht erst im Schadensfall, sondern in angemessenem Umfang und allenfalls 
abgestuft nach Dringlichkeit sollen die Vorsorgeeinrichtungen durch die Aufsichtsbehörde dazu bewegt 
werden, präventive Massnahmen zur Eliminierung oder Reduzierung dieser Risiken zu ergreifen. 
Dadurch soll insbesondere die finanzielle Stabilität (mittels Anpassung von technischen Parametern, 
Anlagepolitik, Leistungsversprechen, usw.), aber bei Bedarf auch die Governance, das 
Risikomanagement, die Compliance und die Wahrung der Destinatärsinteressen im notwendigen 
Umfang verbessert werden. Dadurch wird auch die Selbstreflexion der obersten Organe über ihre 
jeweiligen Risiken relativ zum Benchmark der anderen Vorsorgeeinrichtungen ermöglicht und 
entsprechend des eigenverantwortlichen Handelns gestärkt. Kennzahlen erlauben es auch, den 
Risikoverlauf der Einrichtungen zu erfassen und bei einer ungünstigen Entwicklung rechtzeitig 
Massnahmen zu ergreifen.  

Die von der OAK verlangte Risikoorientierung ergibt sich also aus den Rechtsgrundlagen, auch wenn 
dieser Begriff selbst dort nicht erscheint. Die von zwei Direktaufsichtsbehörden (gemäss 
Forschungsberichten) ergriffenen Massnahmen (verstärkte Risikoorientierung) sind somit sinnvoll und 
korrekt. Alle Direktaufsichtsbehörden müssen risikoorientiert vorgehen. Dafür und für eine einheitliche 
Praxis zu sorgen hat gemäss Art. 64a Abs. 1 Bst. a BVG die OAK BV. Bei der gesetzlich verlangten 
Harmonisierung der Aufsicht kann sich die OAK BV demnach auf bereits funktionierende Systeme 
risikoorientierter Aufsicht abstützen. Dazu gehört auch, dass die OAK BV die bestehende 
Aufsichtspraxis der Direktaufsichtsbehörden zukünftig systematisch erfasst und (nach Möglichkeit im 
Dialog) harmonisiert. Damit trägt die OAK BV dem Erfordernis einer gesamtschweizerisch 
vergleichbaren Aufsicht Rechnung. Die Einführung von Risikotools, die Erhebung von Kennzahlen / 
Informationen und ein Risikodialog bedürfen somit keiner neuen rechtlichen Grundlage, sondern 
verstehen sich von selbst. Die Tätigkeiten der Aufsichtsbehörden müssen auf einer 
gesamtschweizerisch einheitlichen Risikoanalyse, gesamtschweizerisch einheitlichen Kriterien, 
Informationen und Vorgehensweise basieren, wofür die OAK BV besorgt sein muss.  

Eine risikoorientierte Aufsicht in einem gesamtschweizerisch koordinierten Rahmen kann auch der 
veränderten Struktur der Vorsorgeeinrichtungen weg von firmeneigenen Einrichtungen hin zu 
Sammeleinrichtungen und der daraus resultierenden grösseren Komplexität Rechnung tragen.  

Es wäre gemäss der Aufsicht BVS Zürich möglich, ihre Tools auch anderen Aufsichtsbehörden zur 
Verfügung zu stellen. Auch die OAK BV erfasst bereits heute Kennzahlen, welche als Basis für weitere 

34 Basler Kommentar 2021, S. 1095. 
35 Vgl. dazu auch Art. 50 Abs. 5 BVV 2. 
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Auswertungen dienen oder dienen können36. Die Definition dieser Kennzahlen ist Aufgabe der OAK BV, 
sie kann sich dabei aber auf die bereits bestehende Aufsichtspraxis stützen.  

Zur Risikoorientierung der Aufsicht gehört auch, dass die Direktaufsichtsbehörden ihre interne 
Organisation darauf ausrichten und entsprechend qualifiziertes Personal anstellen resp. ihr Personal für 
diese Aufgaben qualifizieren. 

Daraus ergibt sich die Anforderung an die Aufsichtsbehörden, risikoorientiert Mängel erkennen zu 
können und zu deren Beseitigung beizutragen. Die OAK BV wiederum muss die bestehende 
Aufsichtspraxis erfassen und harmonisieren. Notwendig sind einheitliche Kriterien und 
Vorgehensweisen (z.B. Risikotools, Kennzahlen / Informationen, Risikodialog etc.). Grundsätzlich ist 
dies bereits mit der bestehenden Rechtsgrundlage möglich, die Forschungsberichte zeigen aber, dass 
die Situation blockiert ist und grosse Unterschiede der Aufsichtspraxis in den Aufsichtsregionen 
bestehen, welche zu harmonisieren die Oberaufsicht nicht in der Lage ist. Eine gesetzliche Grundlage 
mit klaren (Mindest-) Anforderungen einer harmonisierten risikoorientierten Aufsicht ist deshalb 
notwendig. Dabei können bestehende Systeme risikoorientierter Aufsicht berücksichtigt werden. 

3.3 Formelle Aufsichtsmittel 

3.3.1 Thema 
Die Aufsichtsbehörden üben die direkte Aufsicht über die Vorsorgeeinrichtungen mit gesetzlich 
festgelegten Instrumenten aus.   

3.3.2 Änderung durch die Strukturreform 
Im Rahmen der Strukturreform wurden die Mittel, die den Aufsichtsbehörden und der Oberaufsicht zur 
Verfügung stehen, in einem separaten neuen Artikel, Art. 62a BVG, zusammengefasst und näher 
beschrieben37. Vor der Strukturreform enthielt das Gesetz zu den Aufsichtsmitteln nur die 
Generalklausel, dass die Aufsichtsbehörde, die für die Behebung von Mängeln erforderlichen 
Massnahmen trifft. 

Wichtigstes und in der Regel erstes Aufsichtsinstrument der Aufsichtsbehörden bildet die Prüfung der 
jährlichen Berichterstattung der Vorsorgeeinrichtungen sowie der Berichte von Expertinnen/Experten 
für berufliche Vorsorge und Revisionsstellen (Abs. 1). Haben sie Zweifel oder ergeben beispielsweise 
die Kennzahlen ein erhöhtes Risiko, so können sie eine oder mehrere der in Absatz 2 aufgelisteten 
Massnahmen anordnen (z. B. im Einzelfall Unterlagen verlangen, Gutachten anordnen, Entscheide des 
obersten Organs aufheben, Ersatzvornahmen anordnen, usw.)38. 

Das Gesetz führt die Aufsichtsmittel in Absatz 2 in der Reihenfolge ihrer Strenge auf; diese nimmt von 
oben nach unten zu. 

In der Regel erlassen die Aufsichtsbehörden die aufsichtsrechtlichen Massnahmen in der Form einer 
anfechtbaren Verfügung. Bei der Anordnung von Massnahmen verfügen die Aufsichtsbehörden über 
einen Ermessens- und Beurteilungsspielraum. Sie haben dabei die Grundsätze des Verwaltungsrechts 
(Verhältnismässigkeit, Willkürverbot, Rechtsgleichheitsgebot) zu beachten39. 

3.3.3 Feststellungen aus dem Evaluationsbericht 
Im Bericht Vatter wurde eine Erhebung der eingesetzten Aufsichtsmittel gemacht. Die Resultate zeigen, 
dass das Einfordern zusätzlicher Angaben und Unterlagen mit Abstand die bedeutendsten 

36 Dabei muss berücksichtigt werden, dass die OAK BV im Bericht zur finanziellen Lage sich auf noch nicht revidierte Zahlen stützt. Die 
entsprechenden Zahlen können den Aufsichtsbehörden demnach als Basis für ihre Auswertungen dienen, müssen aber noch mit den definitiven 
Zahlen verifiziert werden. 
37 Botschaft (Strukturreform), ad Art. 62a, S. 5705 
38 Idem 
39 Vatter, Kap. 6.3.1, mit Verweis auf Grob 2021: S. 1102f 
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Aufsichtsmittel darstellen. Es handelt sich also um das erste verfügbare Mittel, das auch das mildeste 
ist. Als weiteres Mittel werden auch Weisungen genannt. Die weiteren (strengeren) Aufsichtsmittel sind 
gemäss den Aufsichtsbehörden demgegenüber von untergeordneter Bedeutung und werden eher 
selten eingesetzt40. 

Die Mehrheit der von Vatter befragten Aufsichtsbehörden sieht sich primär dazu verpflichtet, die 
Einhaltung der gesetzlichen Bestimmungen zu prüfen41.  

3.3.4  Im Evaluationsbericht vorgeschlagene Massnahmen  
Gemäss Bericht Vatter wünschen einige Akteure eine Stärkung der Aufsichtsmittel der 
Aufsichtsbehörden. Konkret wurden unter anderem folgende Massnahmen im Bericht Vatter angeregt42: 

1. Die Vorsorgeeinrichtungen sollen verpflichtet werden, der Aufsichtsbehörde auch ohne 
Verdachtsmomente jederzeit Auskunft zu erteilen und Unterlagen herauszugeben. 

2. Die Aufsichtsbehörden sollen die bestehenden Aufsichtsmittel aktiver und gezielter nutzen43. 

3.3.5 Würdigung 
Im Bericht Vatter wurde auch auf mündliche Anweisungen von Aufsichtsbehörden hingewiesen. Hier ist 
zu betonen, dass Anweisungen der Aufsichtsbehörden auf schriftlichem Weg erfolgen zu haben.  

Aus dem Bericht Vatter kommt hervor, dass die Aufsichtsmittel grundsätzlich gut eingesetzt werden. Die 
betreffend Aufsicht formulierten Einwände betreffen primär nicht die Aufsichtsmittel, sondern die 
Kompetenzen und Rollen der Aufsichtsbehörden und der OAK BV (siehe Kap. 2).  

Ad 1: Die Möglichkeit für die Aufsichtsbehörden, jederzeit Auskünfte und Unterlagen zu verlangen, ergibt 
sich heute schon aus Art. 62a BVG. Ein Verdacht ist dabei nicht relevant. Gemäss dem Wortlaut von 
Art. 62a Abs. 2 Bst. a BVG kann die Aufsichtsbehörde bei Bedarf Unterlagen verlangen. Diese 
Terminologie ist breit gefasst und beschränkt sich nicht auf Verdachtssituationen. Ein Bedarf liegt z.B. 
auch vor, wenn Unklarheiten oder Widersprüche vorhanden sind oder wenn die Aufsichtsbehörde ein 
Thema vertiefen möchte, damit sie ihre Aufgaben erfüllen kann. Sie muss sich gegenüber den 
Vorsorgeeinrichtungen auch nicht rechtfertigen. Es braucht also keine Gesetzesänderung. 

Ad 2: Die bestehenden Aufsichtsmittel und ihr Umfang sind gemäss den Befragungen im Rahmen des 
Berichts Vatter interpretationsbedürftig, da offenbar nicht alle Aufsichtsbehörden sie gleich verstehen. 
Eine Klärung der Aufsichtsinstrumente kann zu einer reibungsloseren Überwachung führen und auch 
zur Vereinheitlichung der Aufsichtspraxis beitragen. Die Vereinheitlichung der Aufsichtspraxis sowie die 
Weisungen zum gezielten Einsatz der Aufsichtsmittel fallen in den Zuständigkeitsbereich der OAK BV. 
Es ist ihre Aufgabe, die Aufsichtsbehörden zu instruieren, damit sie die ihnen zur Verfügung stehenden 
Überwachungsmittel angemessen einsetzen. Per 1.1.2026 tritt die neue OAK BV Weisung 
«Mindestanforderungen an die Aufsichtstätigkeit der Aufsichtsbehörden nach Art. 61 BVG» in Kraft44. 
Mit diesen Weisungen will die OAK BV sicherstellen, dass die kantonalen und regionalen 
Aufsichtsbehörden ihre beaufsichtigten Einrichtungen nach den gleichen methodischen Grundsätzen 
beaufsichtigen. Die Informationsbeschaffung und Beurteilung nach Art. 62 BVG ist Bestandteil dieser 
Weisung. Da die OAK BV von ihrer Weisungskompetenz Gebrauch gemacht hat, sind zurzeit keine 
weiteren Massnahmen in diesem Bereich angebracht.  

Daraus ergibt sich keine Empfehlung. 

40 Vatter, Kap. 6.3.1 
41 Vatter, Zusammenfassung S. III 
42 Vatter, S. 114 
43 Vatter, S. 116 
44 Übersicht - Oberaufsichtskommission Berufliche Vorsorge OAK BV 

https://www.oak-bv.admin.ch/de/regulierung/weisungen/uebersicht
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3.4 Fachkompetenzen poolen 

3.4.1 Thema 
Die Direktaufsichten haben die Erhöhung der Fachkompetenz und Effizienz in den regionalen 
Aufsichtsbehörden durch das Pooling von Personalkapazitäten in spezifischen Fachbereichen 
thematisiert.  

3.4.2 Änderung durch die Strukturreform 
Der Gesetzgeber hat sich nicht zu diesem Thema ausgesprochen. Allerdings ist die Zusammenarbeit 
unter Direktaufsichtsbehörden auch nicht ein Thema, das gesetzlich geregelt werden muss.  

3.4.3 Feststellungen aus dem Evaluationsbericht 
Gemäss Bericht Vatter könnten allenfalls Personalkapazitäten der Aufsichtsbehörden in spezifischen 
Themenbereichen gepoolt werden45. Diese wurden verschiedentlich als knapp bezeichnet, und es fehle 
mehreren das Fachwissen, um eine risiko-orientierte Aufsicht ausüben zu können, v.a. über 
Vorsorgeeinrichtungen mit komplexer Organisation. Zugleich seien die Aufsichtsbehörden mit 
Rekrutierungsproblemen konfrontiert.  

3.4.4  Im Evaluationsbericht vorgeschlagene Massnahmen 
Im Bericht Vatter schlagen Direktaufsichten vor, dass sie Fachwissen in spezialisierten Bereichen wie 
Anlagefragen oder Versicherungstechnik bündeln könnten, um personelle Engpässe und 
Fachkräftemangel zu überwinden. Hierbei könnten sprachregionale oder nationale Kompetenzzentren 
als zentrale Anlaufstellen dienen, an die sich die Aufsichtsbehörden bei Bedarf wenden könnten. 

3.4.5 Würdigung 
Durch die Bündelung von Ressourcen und Fachwissen könnten Skaleneffekte entstehen und die 
Strukturen effizienter gestaltet werden. Einerseits könnte eine Poollösung zu einer höheren 
Fachkompetenz in spezialisierten Themenbereichen führen, da die Mitarbeitenden über mehr Erfahrung 
verfügen und ihre Professionalität gesteigert wird. Zudem würden personell schwächer ausgestattete 
Aufsichtsbehörden entlastet und unterstützt, da sie Zugriff auf bislang fehlendes Fachwissen erhalten. 
Darüber hinaus würde das Problem der Rekrutierung und Unterauslastung spezialisierter Fachkräfte in 
einzelnen Behörden reduziert. Ein solches Pooling könnte zudem auch zu einer einheitlicheren 
Aufsichtspraxis beitragen. 

Diese Empfehlung ist sinnvoll. Sie betrifft organisatorische Belange in Bezug auf die kantonalen 
Behörden, die in ihrer Organisation frei sind. Die Umsetzung der Empfehlung kann auf Eigeninitiative 
der Aufsichtsbehörden erfolgen und erfordert keine regulatorischen Massnahmen im Bereich 
Vorsorgerecht. Die Zusammenschlüsse der kantonalen zu regionalen Aufsichten (Zentralschweizer 
BVG- und Stiftungsaufsicht, Westschweizer BVG- und Stiftungsaufsichtsbehörde und per 1.1.2026 
BVG- und Stiftungsaufsicht Tessin, Ostschweiz und Zürich) verfolgen grundsätzlich dasselbe Ziel. 
Pooling der Ressourcen kann eine Alternative zu Zusammenschlüssen sein. 

Daraus ergibt sich die Empfehlung an die Direktaufsichtsbehörden, ihre Ressourcen soweit möglich und 
sinnvoll zu poolen. Dies können die Aufsichtsbehörden selbst und ohne regulatorische Massnahmen 
umsetzen. 

  

45 Vatter, S. 115 
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4 Stabilitätsrisiken von Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen  

4.1 Thema 
Die Zahl der Vorsorgeeinrichtungen gemäss Pensionskassenstatistik46 ist von 2073 Einrichtungen im 
Jahr 2012 auf 1323 Vorsorgeeinrichtungen im Jahr 2023 gesunken. Gleichzeitig ist die Zahl der aktiven 
Versicherten um fast einen Viertel gestiegen. Auch die Gesamtbilanzsumme ist von 673 Milliarden 
Franken auf 1130 Milliarden Franken angestiegen. Die Vorsorgeeinrichtungen eines einzelnen 
Arbeitgebers haben sich deutlich von 821 Einrichtungen auf 419 Einrichtungen reduziert, während sich 
die Zahl der Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen leicht auf 233 erhöht hat. Die Zahl der aktiven 
Versicherten bei den Sammeleinrichtungen ist von 1.39 Mio. im Jahr 2012 auf 2.06 Mio. im Jahr 2022 
gestiegen, bei den Gemeinschaftseinrichtungen von 0.80 Mio. auf 1.35 Mio.47, während die Zahl der 
aktiven Versicherten in den arbeitgebernahen Einrichtungen einschliesslich der aus dem 
Zusammenschluss mehrerer Arbeitgeber hervorgegangenen Einrichtungen von 1.66 Mio. auf 1.21 Mio. 
aktive Versicherte gesunken ist. Die Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen versicherten in diesem 
Zeitpunkt knapp 74 % aller aktiven Versicherten. Auch die Zahl der Rentenbezüger hat sich seit 2012 
bei den Sammeleinrichtungen mehr als verdoppelt und bei den Gemeinschaftseinrichtungen fast 
verdreifacht, während die Zahl der laufenden Rentenbezüger insgesamt nur um 22,4 % zugenommen 
hat. Die Sammeleinrichtungen und die Gemeinschaftseinrichtungen sind somit heute, gemessen an der 
Zahl der Aktiven und Rentenbezüger, die mit Abstand wichtigsten Vorsorgeträger.  

Dieser Konzentrationsprozess bietet Vorteile: es gibt Synergien und Skaleneffekte zum Beispiel bei der 
Verwaltung oder der Vermögensverwaltung, bei der IT, bei der Risikoteilung, die Arbeitgeber werden 
entlastet und wichtige Funktionen können professionalisiert werden. Viele SGE bieten gerade kleineren 
und mittleren Unternehmen gute Vorsorgelösungen an, die diese im Rahmen einer eigenen Einrichtung 
nicht mit der gleichen Professionalität und Effizienz anbieten könnten48.  

Gleichzeitig hat dieser Konzentrationsprozess auch Nachteile: Beispielsweise wird die Bindung und 
Identifikation der Arbeitgeberschaft mit der beruflichen Vorsorge schwächer, der intensivierte 
Wettbewerb unter den Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen respektive ihren 
Servicegesellschaften verursacht Kosten und kommt allenfalls nicht den Versicherten, sondern der 
Servicegesellschaft oder den Vermittlern zugute. Diese Kosten, beispielsweise für Makler, Broker oder 
Werbung, können die erzielten Synergien relativieren. 

4.2 Änderung durch die Strukturreform 
In Art. 65 BVG sowie in den Ausführungsbestimmungen (Art. 15 bis 20 BVV 1) wurden Anforderungen 
an Anfangsvermögen und Garantieleistungen für SGE festgehalten. Allerdings gibt es keine Definition 
des Begriffes SGE im Gesetz, obwohl diese Einrichtungen mittlerweile zu den mit Abstand wichtigsten 
Trägern der beruflichen Vorsorge gehören. 

Auf Verordnungsebene wurde Art. 46 BVV 2 eingeführt, welcher in diesem Zusammenhang von 
Wichtigkeit sind. Darin wird die Ausschüttungspolitik von SGE bei nicht vollständig geäufneten 
Wertschwankungsreserven reguliert. 

Weitere Verordnungsbestimmungen betreffen die Information der Vorsorgewerke die einer 
Sammeleinrichtung angeschlossen sind (Art. 48b BVV 2) und die Information der Versicherten durch 
die Sammeleinrichtungen (Art. 48c BVV 2).  

46 Quelle: Pensionskassenstatistik 2023: Definitive Ergebnisse und Kennzahlen - GNP Veröffentlichungen ; vgl. Daten. Auswertungen BSV. 
47 Die aktiven Versicherten wuchsen von 3.86 auf 4.61 Mio. 
48 C-alm, S. 34 

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/soziale-sicherheit/berufliche-vorsorge.gnpdetail.2024-0274.html
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4.3 Feststellungen aus dem Evaluationsbericht 
Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen wiesen in den letzten Jahren eine erfreuliche Stabilität auf. 
Bei den Stiftungsinsolvenzen ist im langfristigen Vergleich weder bei den Insolvenzkosten noch bei der 
Anzahl der Insolvenzen eine Zunahme bei den Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen (SGE) 
festzustellen49. Dabei ist allerdings zu berücksichtigen, dass der Konsolidierungsprozess in der 2. Säule 
erst ab 2013 deutlich zugenommen hat50, und die Finanzmarktentwicklung ab diesem Zeitraum 
insgesamt sehr erfreulich war.  

Aus einer Studie von Pittet aus dem Jahr 202251 geht hervor, dass der Druck auf die finanzielle Stabilität 
in den berechneten Szenarien bei den Sammeleinrichtungen deutlich höher ist als bei den 
firmeneigenen und Gemeinschaftseinrichtungen. Haupteinflussfaktor für die prognostizierte 
(In-)Stabilität ist der anfängliche Deckungsgrad. Die Studie betont insbesondere das höhere Risiko bei 
grossen Sammelstiftungen52. Auch die Swisscanto Studie weist darauf hin, dass die Deckungsgrade 
von Firmenpensionskassen besser sind als die von SGE53. Hinsichtlich der Anlagestrategien lassen sich 
hingegen keine systematisch höheren Risiken bei den Sammelstiftungen feststellen54. Bei den 
Leistungen sind trotz tieferer Deckungsgrade etwas höhere Leistungsparameter bei der Verzinsung und 
beim Umwandlungssatz zu beobachten55.  

Sammeleinrichtungen, die untereinander im Wettbewerb stehen, (und teilweise auch 
Gemeinschaftseinrichtungen) haben eine andere Anreizstruktur als firmeneigene Stiftungen. Während 
bei firmeneigenen Stiftungen in der Regel die langfristige Stabilität der Einrichtung für den Arbeitgeber 
und oft auch für die Arbeitnehmer von hoher Bedeutung ist, um (künftige) Belastungen durch 
Sanierungen zu vermeiden, ist dies bei Sammeleinrichtungen nicht zwingend gleichermassen der Fall. 
Beispielsweise kann ein Anreiz darin bestehen, mehr Geld auszuschütten und weniger Reserven zu 
äufnen, um weitere Anschlüsse zu gewinnen. Der Wettbewerb um Anschlüsse kann auch dazu führen, 
dass auch Anschlüsse mit hohen Risiken und versicherungstechnisch ungünstigen Konditionen 
übernommen werden56.  

Das Ausbleiben größerer Rückschläge seit der Erholung von der Finanzkrise ab 2009 dürfte zudem 
einen eher sorglosen Umgang mit Anlagerisiken begünstigt haben. Arbeitgeber und Versicherte 
mussten im Gegensatz zu früheren Jahren kaum Sanierungsbeiträge leisten. Zwar sind alle 
Vorsorgeeinrichtungen Risiken ausgesetzt, doch sind die Strukturen bei Sammel- und 
Gemeinschaftseinrichtungen komplexer, und die Anreize der Träger der Vorsorge sind nicht unbedingt 
gleichgerichtet mit den Interessen von Arbeitgebern und Arbeitnehmern. Vorsorgeeinrichtungen weisen 
zwar aufgrund der Arbeitgeberbindung, der Non-Profit-Organisation und der Versicherungspflicht 
grundsätzlich eine erhöhte Risikofähigkeit auf. Bei Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen gelten 
jedoch diese Rahmenbedingungen nur eingeschränkt, sie können im Wettbewerb Anschlüsse verlieren. 
Bemängelt wurde gemäss c-alm von Revisionsgesellschaften und Direktaufsichten zudem, dass der 
Experte in seinen Empfehlungen unangefochten sei, und die Gefahr bestehe, dass er aggressive 
Wachstumsziele der Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen letztlich zulasten der Sicherheit 
mittrage57. 

Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen arbeiten oft eng mit Service-Gesellschaften zusammen, oft 
wurden sie von diesen Gesellschaften gegründet. Diese erbringen die wesentlichen Dienstleistungen 

49 c-alm, S. 37f 
50 c-alm, S. 38 
51 Fournier et al., Auswirkungen einer längerfristigen Tiefzinsperiode auf berufliche Vorsorge, in Beiträge zur sozialen Sicherheit Nr. 7/22 
52 Ebda. XIII f 
53 D Deckungsgrad - Schweizer Pensionskassenstudie 2024 
54 c-alm, S. 43 
55 c-alm, S. 42 
56 Die folgenden Aussagen beruhen wesentlich auf c-alm, S. 75 – 87. 
57 c-alm, S. 78 

https://pensionstudy.swisscanto.com/24/de/d-deckungsgrad#%3A~%3Atext%3DBei%20den%20Kassen%20von%20%C3%B6ffentlichen%2Csind%20es%20nur%208%20Prozent.
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für die Geschäftsführung der Einrichtungen erbringen. Diese Dienstleistungen umfassen beispielsweise 
die Administration, die IT, die Vermögensverwaltung, die Beratung und Kommunikation, die interne 
Kontrolle und das Rechnungswesen. Diese Delegation von Aufgaben hat Vorteile, wie Skaleneffekte, 
Effizienzsteigerung, Professionalisierung, sie birgt aber die Gefahr von Informationsasymmetrien und / 
oder Interessenkonflikten zwischen der SGE / dem Stiftungsrat und den profitorientieren 
Servicegesellschaften. Die paritätischen obersten Organe können trotz Weiterbildungen oft nicht mit 
dem spezialisierten Wissensstand dieser professionellen Dienstleister mithalten.  

Diese Kombination von starken Service-Gesellschaften, die oft (fast) alle Dienstleistungen der SGE 
erbringen, inklusive Geschäftsführung und Vermögensverwaltung, und vergleichsweise schwachen 
obersten Organen ist für die Vorsorge suboptimal. Im Bereich der Integrität und Loyalität beispielsweise 
verlassen sich die obersten Organe auf die Angaben der Geschäftsstelle und nehmen keine eigenen 
Kontrollen vor. Rechtsgeschäfte mit Nahestehenden müssten gemäss Art. 48i Abs. 1 BVV 2 
ausgeschrieben werden. Die Frage ist, ob der in 48i Abs. 2 BVV 2 definierte Begriff der nahestehenden 
Person genügend definiert ist, und ob auf das Einholen von Konkurrenzofferten in der Praxis schlicht 
verzichtet wird. Die enge Bindung der Service-Gesellschaften an die SGE besteht oft seit Gründung, 
die Auflösung dieses Verhältnisses wäre aufwändig (siehe z.B. IT, komplexe Verträge usw.) und mit 
Unsicherheiten behaftet. Aufgrund der bestehenden Interessen der Service-Gesellschaften kann es 
sein, dass auch Anschlüsse mit grossen Risiken zu versicherungstechnisch ungünstigen Konditionen 
übernommen werden oder dass vermehrt individuelle Einzellösungen für verschiedenen Vorsorgewerke 
auf der Aktiv- und Passivseite implementiert werden. 

4.4 Im Evaluationsbericht vorgeschlagene Massnahmen58 
Die Stabilität der SGE ist für das System der beruflichen Vorsorge angesichts ihres hohen Anteils an 
versicherten und rentenbeziehenden Personen von zentraler Bedeutung. Dem Strukturwandel von 
firmeneigenen Stiftungen zu Sammelstiftungen müssen Aufsicht und Regulierung angemessen 
Rechnung tragen. Gemäss c-alm sollen die Stabilitätsrisiken der SGE deshalb wie folgt reduziert 
werden:  

1. Vorgaben zu den Teilliquidationsbestimmungen und Verankerung des Sanierungskonzepts im 
Reglement 

In den von c-alm durchgeführten Interviews mit den Direktaufsichtsbehörden wurde teilweise auch eine 
Vereinheitlichung der technischen Grundlagen vorgeschlagen. Dies würde aber gemäss c-alm letztlich 
zu einer Vereinheitlichung auf Basis des schwächsten Gliedes59 führen, was der Risikofähigkeit und 
damit der Handlungsfähigkeit vieler Einrichtungen nicht entsprechen würde. Damit die Risikofähigkeit 
nicht durch den Wettbewerb eingeschränkt wird, schlägt c-alm stattdessen vor, die Regulierung der 
Teilliquidationsbestimmungen zu konkretisieren und zu vereinheitlichen. Zudem soll der Regulator von 
den SGE im Wettbewerb stehenden SGE ein Sanierungskonzept verlangen, das reglementarisch 
verankert und regelmässig überprüft werden soll. Damit würden die Risiken für die finanzielle Stabilität 
reduziert, ohne dass die hohen Regulierungskosten einer Vereinheitlichung anfallen60. 

2. Formale Vorgaben an ALM-Studien betreffend Periodizität, behandelte Themen und Anwendung 
auf die risikotragenden Einheiten der Sammeleinrichtungen  

Für die Stabilität einer Vorsorgeeinrichtung ist die mittel- und langfristige Übereinstimmung von 
Vermögen und Verpflichtungen von zentraler Bedeutung. Diese wird in der Praxis in der Regel mittels 
Asset-Liability-Studien (ALM-Studien) geprüft. Aus Sicht der c-alm sollten formale Vorgaben an solche 
Studien diskutiert werden, insbesondere die Periodizität (alle 3 bis 4 Jahre und bei Unterdeckung). Auch 

58 c-alm, S. 75 bis 87 
59 Bei einer Vereinheitlichung müsste die Regulierung so gestaltet werden, dass auch Vorsorgeeinrichtungen mit sehr ungünstigen 
versicherungstechnischen Gegebenheiten zum Beispiel aufgrund einer ungünstigen Altersstruktur sicher wären. Für viele andere 
Vorsorgeeinrichtungen mit einer vorteilhafteren versicherungstechnischen Situation wären die Vorschriften deshalb unnötig streng und würden zum 
Beispiel das Anstreben einer höheren Rendite erschweren.  
60 c-alm, S. 77; eine Vereinheitlichung würde zu suboptimaler Ausschöpfung der Risikofähigkeit und damit zu tieferen Leistungen führen. 
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hier stelle sich die Frage, ob die regionalen Aufsichtsbehörden bei Gefahr von ungerechtfertigt hohen 
Risiken oder Moral Hazard («Gambling for Resurrection»)61 in Situationen von Unterdeckung 
Möglichkeiten haben sollten, gezielt einzugreifen.  

3. Regelung der Vorsorgekommissionen 

Thematisiert im Bericht wird ebenfalls, dass bei Vorsorgewerken mit Entscheidungsbefugnis über 
Vorsorgeplan und Anlagestrategie zusätzlich die Ausbildung der Vorsorgekommission sowie deren 
Zusammensetzung, Rolle und Aufgaben gesetzlich geregelt werden sollten.  

4. Eingriffsmöglichkeiten der Direktaufsicht insbesondere betreffend Einholung von Zweitmeinungen 
zu den Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge beziehungsweise Einsicht in die ALM-Studien 

Die Vorsorgeeinrichtungen müssen für die versicherungsmathematische Prüfung eine Expertin oder 
einen Experten für berufliche Vorsorge bestimmen. Trotz dieser bewusst gewollten unabhängigen 
Stellung der Experten kann es in der Praxis zu Interessenskonflikten bei der Expertin/dem Experten für 
berufliche Vorsorge kommen, z.B. weil diese ein für sie wichtiges Mandat nicht verlieren möchten und 
daher darauf verzichten, Probleme anzusprechen oder Mängel zu monieren. Diesfalls fehlen der 
Direktaufsicht wichtige Informationen. Die systematische Einholung einer Zweitmeinung durch eine 
weitere Expertin/einen weiteren Experten für berufliche Vorsorge geht jedoch nach Ansicht der c-alm 
zu weit. Direktaufsichten müssen jedoch die Kompetenz haben, im Einzelfall gezielt Zweitmeinungen 
von anderen Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge einzuholen, wenn der Verdacht besteht, 
dass die Expertin oder der Experte für berufliche Vorsorge bei ihren/seinen Empfehlungen 
instrumentalisiert wird oder die Sicherheit es erforderlich erscheinen lässt oder eine komplexe Struktur 
vorliegt. 

4.5  Würdigung 
Der Konzentrationsprozess bei den Vorsorgeeinrichtungen hat sich bis heute kaum im Gesetz 
niedergeschlagen. Trotz der heute grossen Bedeutung von SGE gibt es im BVG keine Definition dieser 
Einrichtungen. Spezifische Anforderungen an SGE gibt es nur sehr punktuell. Die Situation von 
miteinander im Wettbewerb stehenden Vorsorgeeinrichtungen wird nicht behandelt, es gibt auch keine 
Vorgaben an Strukturen, Governance, Transparenz und kaum spezifische Vorgaben an die Stabilität 
dieser Einrichtungen.  

Die OAK und die Expertinnen und Experten für berufliche Vorsorge haben dennoch auf ihren jeweiligen 
Ebenen gewisse Massnahmen getroffen. Die OAK hat eine Weisung zu den «Anforderungen an 
Transparenz und interne Kontrolle für Vorsorgeeinrichtungen im Wettbewerb» erlassen. Die Weisung 
verlangt beispielsweise eine erhöhte Transparenz, wer innerhalb der Sammel- und 
Gemeinschaftseinrichtung für den jeweiligen Anschluss die Risiken Pensionierungsverluste, 
Langlebigkeit, Tod und Invalidität sowie Sanierung trägt62. Mittels Anforderungen an die interne 
Kontrolle wird sichergestellt, dass die finanzielle Führung auch auf der Ebene der risikotragenden 
Solidargemeinschaften und Vorsorgewerke kontrolliert und überwacht wird. Die Expertinnen und 
Experten für berufliche Vorsorge haben Fachrichtlinien zur Prüfung von Vorsorgeeinrichtungen im 
Wettbewerb (FRP 763) erstellt. Es ist davon auszugehen, dass diese Fachrichtlinien zu einer deutlichen 
Verbesserung der Transparenz von SGE im Wettbewerb bei der Risikobewertung führen werden. Dies 
betrifft beispielsweise die Sanierungsfähigkeit und den Sanierungsplan oder die Prüfung der finanziellen 
Situation auf Stufe der Teilliquidationskollektive. Ergibt sich aus dieser zusätzlichen Transparenz ein 
Handlungsbedarf, muss dieser durch die Expertin/den Experten für berufliche Vorsorge unter 

61 Moral Hazard: Eingehen von Risiken, weil die negativen Konsequenzen nicht selbst getragen werden. Klassiker: Gewinne werden privatisiert, 
Verluste sozialisiert. «Gambling for resurrection»: eine angeschlagene Person geht hohe Risiken ein. Falls die riskante Wette gelingt, überlebt das 
Unternehmen, falls nicht geht sie insolvent, was sowieso droht (extreme Form von «moral hazard»). 
62 Zuordnung zu einem Strukturmodell, siehe Weisungen_W_-_01_2021_OAK_BV.pdf 
63 SKPE | FRP 7 - Prüfung gemäss Art. 52e Abs. 1 BVG von Vorsorgeeinrichtungen im Wettbewerb, ab 1.1.2024 

https://www.oak-bv.admin.ch/inhalte/Regulierung/Weisungen/de/Weisungen_W_-_01_2021_OAK_BV.pdf
https://www.skpe.ch/fachrichtlinien/7-pruefung-von-ve-mit-mehreren-vorsorgewerken
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Berücksichtigung der spezifischen Situation der Vorsorgeeinrichtung ermittelt und durch das oberste 
Organ beschlossen werden.  

Die Verbesserung der Transparenz der SGE durch die FRP 7 und die Einführung einer 
flächendeckenden risikobasierten Aufsicht, welche auch die spezifischen Anreizstrukturen einer SGE 
berücksichtigt und die bestehenden Risiken erfasst, werden das potentielle V Agent64-Problem von SGE 
(siehe Kap. 5.1.3) adressieren und die finanzielle Stabilität verbessern (zur risikobasierten Aufsicht 
siehe Kap. 3.2). Der bereits erwähnte Aufsichtsdialog sollte darüber hinaus zu einer besseren 
Befähigung der obersten Organe beitragen, gerade auch im Verhältnis zu den Service-Gesellschaften. 
Zeigt der Aufsichtsdialog keine Wirkung, existieren genügend Aufsichtsmittel (siehe Art. 62a BVG). Die 
vorgeschlagene Vereinheitlichung und Verbesserung der risikobasierten Aufsicht macht aus diesen 
Gründen gerade auch bei den SGE Sinn. 

Zu den Empfehlungen des Evaluationsberichts im Einzelnen: 

Ad 1: Im c-alm Bericht werden aufgrund der spezifischen Anreizstruktur von im Wettbewerb stehenden 
SGE spezifische Vorgaben zu Sanierungskonzepten und Teilliquidationsbestimmungen vorgeschlagen. 
Es gibt heute bereits Bestimmungen zu Teilliquidationen, zu denen es auch eine sehr umfangreiche 
Rechtsprechung gibt. Die Verhältnisse bei Sammeleinrichtungen sind oft sehr komplex, mit 
divergierenden Anschlussverträgen, bestehenden Solidaritäten (z.B. in Art. 53d Abs. 3 BVG), 
unterschiedlichen Deckungsgraden, Rentneranteilen oder technischen Grundlagen. Allfällige neue 
Regeln müssten auf Ebene der betreffenden SGE umgesetzt werden. Die SGE müssten innerhalb des 
(neuen) gesetzlichen Rahmens genügend Spielraum haben, um adäquate Lösungen zu treffen, diese 
neuen Vorgaben müssten also flexibel sein. Diese Vorgaben müssten in Streitfällen durch die Gerichte 
konkretisiert werden. Der Diskussionsbedarf für allfällige neue gesetzliche Vorgaben zur Teilliquidation 
dürfte also sehr hoch sein und es ist nicht sicher, dass Lösungen gefunden werden, die es ermöglichen, 
die Stabilitätsrisiken für SGE in Wettbewerb effektiv zu reduzieren. Schliesslich müssen die 
Vorsorgeeinrichtungen bereits heute auf reglementarischer Ebene Sanierungsmassnahmen vorsehen. 
Dazu existieren auch Weisungen der OAK BV und eine Fachrichtlinie der SKPE. Neue Vorgabe zu 
Sanierungskonzepten wären also nicht zielführend. 

Eine einfachere und effizientere Massnahme besteht darin, den Grundsatz explizit vorzuschreiben, dass 
der Ein- und Austritt von Anschlüssen nicht zulasten der bisherigen Versicherten gehen darf. 
Versicherte, Arbeitgeber und oberstes Organ haben grundsätzlich ein Interesse daran, dass der 
Wettbewerb um neue Anschlüsse nicht zu Lasten der bereits bestehenden Anschlüsse, der aktiven 
Versicherten und der Rentner einer Vorsorgeeinrichtung geht. Deshalb soll die finanzielle Stabilität der 
Vorsorgeeinrichtung und dürfen die Interessen der bestehenden Destinatäre nicht mehr negativ tangiert 
werden, wenn Vorsorgewerke ein- und austreten. So sollen neue Anschlüsse den Deckungsgrad der 
entsprechenden Solidargemeinschaft in einer Sammeleinrichtung nicht verwässern dürfen. Dasselbe 
gilt, wenn ein Anschluss die Einrichtung verlässt (z.B. bei einer Teilliquidation). Das versteht sich 
eigentlich von selbst, wird aber in der Praxis oft nicht eingehalten. Es ist daher sinnvoll, dass der 
Gesetzgeber hier tätig wird. 

Ad 2: Die Verantwortung für die periodische Überprüfung liegt gemäss Artikel 51a Abs. 2 Bst. n BVG 
beim Stiftungsrat, was in einem dezentralen System mit Ergebnisverantwortung des Stiftungsrates Sinn 
macht. Staatliche formale Vorgaben betreffend Periodizität, zu behandelnden Themen und die 
Anwendung auf die risikotragenden Einheiten der Sammeleinrichtungen sind zwar grundsätzlich 
denkbar. Gerade bei sehr grossen SGE machen Mindestanforderungen zur Periodizität Sinn und dies 
sollten entsprechend gesetzlich geregelt werden. Die Studien zur Überprüfung der mittel- und 
langfristigen Übereinstimmung von Vermögen und Verpflichtungen, die von den Vorsorgeeinrichtungen 
vorgenommen werden, meistens mit Unterstützung von externen Spezialisten, können allerdings nur so 
gut sein, wie die inhaltlichen Annahmen, welche die Vorsorgeeinrichtungen darin einfliessen lassen. 
Diese hängen von den spezifischen Eigenheiten der jeweiligen Vorsorgeeinrichtung ab. Es ist daher 

64 Klassisches principal – agent Problem  
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fraglich, ob starre formale Vorgaben tatsächlich eine konkrete Verbesserung der finanziellen Stabilität 
bringen würden. Staatliche Anforderungen wären wahrscheinlich Mindestvorschriften und würden dann 
zu einer Nivellierung nach unten führen. Zu berücksichtigen sind auch die Kosten, die für solche 
externen Studien anfallen.  

Ad 3: Wie die Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen trotz ihrer grossen Bedeutung für die 
Berufliche Vorsorge im Gesetz nicht definiert sind, sind auch die Vorsorgekommissionen und ihre 
Aufgaben im Gesetz kaum definiert65. In der Praxis werden ihnen jedoch in manchen Fällen Aufgaben 
zugewiesen, insbesondere Entscheidkompetenzen bei der Vermögensanlage. Anforderungen an 
Ausbildung und Zusammensetzung analog dem obersten Organ zu verlangen, falls die 
Vorsorgekommissionen Entscheidungsverantwortung betreffend Vorsorgeplan und der Anlagetätigkeit 
tragen, ist grundsätzlich sinnvoll. Hier besteht eine rechtliche Lücke, welche im Hinblick auf eine starke 
Verbreitung der SGE geschlossen werden sollte. 

Ad 4: Die periodische Überprüfung ist eine operative Aufgabe des obersten Organs. Generelle 
Eingriffsmöglichkeiten für die Aufsichtsbehörden in eine solche Aufgabe scheinen daher systemfremd. 
Die Aufsicht kann subsidiär eingreifen, wenn die Expertin/der Experte für berufliche Vorsorge und das 
oberste Organ ihre Aufgaben nicht ausreichend wahrnehmen respektive die Situation unbefriedigend 
ist oder bleibt. Berücksichtigen Expertinnen/Experten für beruflichen Vorsorge, oberstes Organ oder 
auch die Geschäftsleitung die Risiken nicht ausreichend, oder werden die Interessen der Einrichtungen 
von Interessen der Service Gesellschaft überlagert, so dürfen die aktiven Versicherten und Rentner, 
aber auch die Arbeitgeber ein Eingreifen der Aufsicht erwarten. Die Aufsichtsbehörden können bei 
Bedarf jederzeit Auskunft oder die Herausgabe sachdienlicher Unterlagen verlangen. Sie können im 
Einzelfall sogar Weisungen erteilen und Gutachten anordnen. Im Rahmen einer risikoorientierten 
Aufsicht haben die Aufsichtsbehörden also heute schon die Möglichkeit, die Herausgabe der Unterlagen 
zu dieser Überprüfung zu verlangen, oder zu verlangen, dass eine solche Überprüfung gemacht wird. 
Kommt eine Aufsichtsbehörde zum Schluss, dass im Einzelfall bei einer solchen Überprüfung 
wesentliche Aspekte nicht behandelt worden sind, dann kann sie heute schon dem obersten Organ eine 
entsprechende Weisung erteilen oder eine Zweitexpertise einholen. Sinnvoll sind auch Vorgaben, 
welche periodisch (z.B. nach 10 Jahren) einen Wechsel von Expertinnen/Experten für berufliche 
Vorsorge und Revisionsstellen vorsehen (siehe Kap. 5.2). 

Daraus ergeben sich folgende Empfehlungen:  

- Die Möglichkeit Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen im Gesetz zu definieren soll geprüft werden 
und es sollte geprüft werden, welche Anpassungen von bestehenden Regelungen an die spezifischen 
Situationen von solchen Einrichtungen notwendig sind. 

- Der Grundsatz, dass der Ein- und Austritt von Vorsorgewerken die SGE nicht negativ tangieren darf, 
sollte explizit im Gesetz verankert werden. Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge und Aufsicht 
müssen danach prüfen, ob dieser Grundsatz eingehalten wird. Die Kammer der Pensionsexperten oder 
die OAK BV sollen dazu bei Bedarf Weisungen oder Standards erlassen können. 

- Vorsorgekommissionen mit Entscheidungsverantwortung betreffend Vorsorgeplan und Anlagetätigkeit 
sollen bestimmte gesetzliche Anforderungen an Ausbildung und Zusammensetzung analog dem 
obersten Organ erfüllen müssen. Damit sollen die Verantwortlichkeit und das Know-How der 
Entscheidungsträger gestärkt werden. 

- Im Gesetz soll eine Mindestanforderung an die Periodizität der Überprüfung der mittel- und 
langfristigen Übereinstimmung zwischen der Anlage des Vermögens und den Verpflichtungen (ALM-
Studie) festgelegt werden.  

  

65 Erwähnt werden sie in Art. 68a BVG und in Art. 48c BVV 2. 



Bericht des Bundesrates 
Evaluation der Strukturreform BVG 

28/45 
 

 

5 Kostentransparenz und Governance  

5.1 Kostentransparenz 

5.1.1 Thema 
Die Kostentransparenz in der beruflichen Vorsorge ist ein Dauerthema66. Bei den Verwaltungskosten 
muss die komplexe Struktur und die Aufgaben der 2. Säule (z.B. Wohneigentumsförderung) 
angemessen berücksichtigt werden. Die Vermögensverwaltungskosten müssen separat von den 
allgemeinen Verwaltungskosten beurteilt werden. Ein Vergleich mit (Sozialversicherungs-) 
Einrichtungen, welche relativ betrachtet wenig oder kein Vermögen verwalten, ist nicht zielführend. Der 
grösste Kostenblock der 2. Säule ist aufgrund des hohen Vermögens naturgemäss die 
Vermögensverwaltung.  

5.1.2 Änderung durch die Strukturreform 
Im Zuge der Ausführungsbestimmungen zur Strukturreform wurden auf Verordnungsebene auch 
Änderungen zur Kostentransparenz vorgenommen (Art. 48a, Art. 48b und Art. 48c BVV 2). Die 
gesetzlichen Grundlagen für diese Verordnungsbestimmungen wurden bereits in der 1. BVG-Reform 
geschaffen. 

5.1.3 Feststellungen aus dem Evaluationsbericht 
Art. 48a BVV 2 und die darauf basierende OAK Weisung W-02/2013 haben die Transparenz der 
Verwaltungs- und Vermögensverwaltungskosten deutlich erhöht. 

Die allgemeinen Verwaltungskosten sind im von c-alm beobachteten Zeitablauf gesunken, 
insbesondere bei SGE, auch wenn deren allgemeine Verwaltungskosten nach wie vor deutlich höher 
sind als bei firmeneigenen oder öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen. Entscheidend für die 
administrativen Kosten sind Grösse (Skaleneffekte) und die Komplexität der Einrichtungen.  
Sammeleinrichtungen sind in der Praxis oft teurer als firmeneigene Einrichtungen und 
Gemeinschaftseinrichtungen67.  

Bei den Vermögensverwaltungskosten haben die neue Verordnungsbestimmung eine deutliche 
Verbesserung der Transparenz gebracht. Neu müssen auch die indirekten 
Vermögensverwaltungskosten der Anlagegefässe / der kollektiven Anlagen ausgewiesen werden68. 
Entscheidend für die Höhe der Vermögensverwaltungskosten einer Vorsorgeeinrichtung ist die Asset 
Allocation und dabei vor allem der Anteil der kostenintensiven alternativen Anlagen69 und der 
Immobilien. Obwohl der Anteil dieser Anlagen am Vermögen zugenommen hat, sind die Kosten stabil 
geblieben. Da dieser Anteil auch mit der Grösse der Vorsorgeeinrichtung zunimmt, können kaum 
Skaleneffekte beobachtet werden. Die Erhöhung der Transparenz der Vermögensverwaltungskosten 
wird als sehr positiver Effekt der Strukturreform wahrgenommen und ihre heutige Transparenz als 
ausreichend taxiert70. 

Thematisiert wurde gelegentlich auch die Frage von nichttransparenten Vermögensverwaltungskosten. 
Gemäss der von der OAK BV in Auftrag gegebenen Studie von c-alm (2019) handelt es sich dabei 
insbesondere um implizite Kosten wie Spreads (Differenz zwischen An- und Verkaufspreis) im 
Obligationen- und Devisenhandel sowie um nicht TER-relevante Kosten, die innerhalb von 

66 Vgl. z.B. 24.3471 | Kostentransparenz in der zweiten Säule | Geschäft | Das Schweizer Parlament ; 24.3105 | Das Milliardengeschäft für Banken 
und Versicherungen. Die intransparenten Sickerkosten der beruflichen Vorsorge | Geschäft | Das Schweizer Parlament. 
67 EFK, Évaluation des coûts administratifs dans le 2e pilier, S. 23ff Évaluation des coûts administratifs dans le 2ème pilier 
68 Dies ergibt sich faktisch aus Art. 48a Abs. 3 BVV 2 in Kombination mit Weisung W-02/2013 der OAK BV 
69 c-alm, S. 48 ; EFK, Évaluation des coûts administratifs dans le 2e pilier, S. 25 Évaluation des coûts administratifs dans le 2ème pilier 
70 c-alm, S. 67 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243471
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243105
https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20243105
https://www.efk.admin.ch/wp-content/uploads/publikationen/berichte/bildung_und_soziales/sozialeversicherung_und_altersvorsorge/20297/20297be-version-definitive-v04.pdf
https://www.google.com/url?sa=i&source=web&rct=j&url=https:%2F%2Fwww.oak-bv.admin.ch%2Finhalte%2FRegulierung%2FWeisungen%2Fde%2FWeisungen_02_2013_Vermoegensverwaltungskosten_Deutsch.pdf&ved=2ahUKEwjlu72z6e-SAxWu5MkDHWhEEzIQy_kOegQIARAB&opi=89978449&cd&psig=AOvVaw2ChXvdAYQB3m8ZXWPGKOe6&ust=1771943322107000
https://www.efk.admin.ch/wp-content/uploads/publikationen/berichte/bildung_und_soziales/sozialeversicherung_und_altersvorsorge/20297/20297be-version-definitive-v04.pdf
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Kollektivanlagen belastet werden, namentlich Transaktionskosten und Steuern71. In der Studie schätzt 
c-alm diese Kosten auf 0,1 % des Vermögens. Bei einem Immobilienkauf sind dies beispielsweise die 
Maklerkosten der verkaufenden Gegenpartei, die im Preis der Immobilie aktiviert werden und der 
kaufenden Vorsorgeeinrichtung nicht bekannt sind. Sind diese Kosten nicht in standardisierten 
Kennzahlen enthalten, ist der Ausweis der Kosten nicht praktikabel bzw. mit hohem Aufwand 
verbunden. 

Heute müssen die Vorsorgeeinrichtungen ihre Kosten in der Jahresrechnung ausweisen und diese den 
Versicherten auf Verlangen auch zwingend aushändigen. 

Die Errichtung einer Vorsorgeeinrichtung oder der Anschluss an eine Vorsorgeeinrichtung ist eine 
Aufgabe, die das BVG explizit dem Arbeitgeber zuweist (Art. 11 BVG). Viele Arbeitgeber tun dies nicht 
selbst, sondern beauftragen einen Broker mit der Suche nach einer geeigneten Vorsorgelösung. 
Obwohl es sich um eine Aufgabe des Arbeitgebers handelt, bezahlen diese den Broker jedoch nicht 
selbst. Die Entlöhnung der Broker erfolgt in der Regel durch die Vorsorgeeinrichtungen. Zudem werden 
die Broker in der Regel mit einer fixen, oft wiederkehrenden Courtage und nicht nach Aufwand 
entschädigt. Entsprechend sind die Verwaltungskosten von SGE höher als von firmeneigenen und 
öffentlich-rechtlichen Vorsorgeeinrichtungen72.  

Dieses Vorgehen ist problematisch. Zwischen Broker (Agent) und Arbeitgeber wie auch zwischen 
Broker und Vorsorgeeinrichtungen bestehen Informationsasymmetrien. Der Broker kennt den Markt 
besser als der Arbeitgeber und er hat einen ökonomischen Anreiz, sich dadurch Vorteile zu verschaffen. 
Er befindet sich in einem Interessenkonflikt zwischen seinen eigenen Interessen und den Interessen 
des Auftraggebers. Zudem wird er in der Praxis nicht vom Auftraggeber selbst bezahlt, sondern von der 
Vorsorgeeinrichtung. Der Auftraggeber hat damit relativ zum Kostenträger kaum einen Anreiz, den 
Broker zu kontrollieren.  

Die Expansionsstrategie von SGE hat zur Folge, dass die Broker einen starken Anreiz haben, nicht die 
beste Vorsorgelösung zu empfehlen, sondern diejenige, die den Brokern die höchste Courtage bezahlt. 
Dies führt zu Fehlanreizen und zu Kosten für die Vorsorgeeinrichtungen. 

5.1.4 Im Evaluationsbericht vorgeschlagene Massnahmen 
Bei den Vermögensverwaltungskosten wird die Transparenz heute als ausreichend bezeichnet. Die 
Erhöhung der Transparenz bei den Vermögensverwaltungskosten wurde als einer der erfolgreichsten 
Punkte der Strukturreform wahrgenommen73. 

Kritisch gesehen werden die Makler – und Brokerkosten. Hier macht die c-alm mehrere Vorschläge. Da 
die Broker bei der Vermittlung der Vorsorgelösung Dienstleistungen für den Arbeitgeber erbringen, 
sollten diese Kosten nicht von den Vorsorgeeinrichtungen, sondern von den Arbeitgebern getragen 
werden. Die Arbeitgeber hätten in diesem Falle einen Anreiz, diese Kosten angemessen zu 
berücksichtigen. Auch sollten die Broker in der laufenden Beratung nach Aufwand, statt mit einer fixen 
Courtage / Pauschale unabhängig vom Aufwand entschädigt werden. Ebenso sollten die Broker beim 
Erstkontakt jede anzuschliessende Vorsorgeeinrichtung über alle Vergütungen informieren, die sie von 
der SGE für ihre Vermittlungstätigkeit erhalten. Die Broker sollten zudem auch die Entschädigungen 
und den Dienstleistungskatalog sämtlicher Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen, die für einen 
Anschluss in Frage kommen, offenlegen74. 

71 c-alm im Auftrag von OAK BV, Vermögensverwaltungskoten in der 2. Säule (2019), S. 22 Vermögensverwaltungskosten in der 2. Säule 
72 c-alm, S. 46 
73 Aussagen c-alm, S. 67 
74 c-alm, S. 68 

https://www.oak-bv.admin.ch/inhalte/Themen/3_11d_eBericht.pdf
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5.1.5 Würdigung 
Die allgemeinen Verwaltungskosten pro Destinatär sind bei grösseren Vorsorgeeinrichtungen 
grundsätzlich tiefer als bei kleineren Einrichtungen. Kleinere Einrichtungen, komplexe Einrichtungen mit 
vielen Mutationen oder Leistungen sowie Sammeleinrichtungen, die mehrere Vorsorgewerke umfassen, 
weisen in der Regel höhere Kosten auf.  

Die Vermögensverwaltungskosten sind stark abhängig von der Vermögensverteilung. Kostentreiber 
sind insbesondere alternative Anlagen wie Wagniskapital oder Infrastruktur. Ohne eine Analyse der 
konkreten Vermögensverteilung der jeweiligen Vorsorgeeinrichtung sind Kostenvergleiche wenig 
aussagekräftig. Vor allem aber müssen Vorsorgeeinrichtungen nicht nur die Kosten, sondern auch die 
(erwartete) Rendite und das Risiko der Anlage optimieren. In den letzten Jahren haben gerade 
kostenintensivere Anlagen wie Private Equity oder auch Immobilien eine gute Performance gezeigt. 
Anlagen nur deshalb zu reduzieren, weil sie höhere Kosten aufweisen, würde die Leistungsfähigkeit des 
Vorsorgesystems schwächen und wäre für die Versicherten unvorteilhaft. Zudem schätzen die 
Vorsorgeeinrichtungen die alternativen respektive illiquiden Anlagen wegen ihrer 
Diversifikationseigenschaften.  

Im Bereich der Kostentransparenz wurde mit der Strukturreform ein hohes Niveau erreicht. 
Entscheidend war, dass die Kosten von kollektiven Anlagen neu in der Erfolgsrechnung ausgewiesen 
werden (siehe Art. 48a Abs. 3 BVV 2). Dies hat zu einer nahezu vollständigen Kostentransparenz der 
Anlageprodukte geführt. Das oberste Organ ist jederzeit über die Kosten informiert, und die 
Vorsorgeeinrichtung ist gegenüber den Versicherten auskunftspflichtig75. Die Höhe der Kosten wird 
massgeblich von der Struktur der Einrichtungen und die Anlageverteilung beeinflusst. Ein (dringender) 
Handlungsbedarf ist nicht gegeben.  

Verbesserungen müssen im Bereich der Broker76 erzielt werden. Gesetzlich ist der Arbeitgeber für die 
Wahl der Vorsorgeeinrichtung zuständig. Ein im Auftrag des ASIP77 erstelltes Rechtsgutachten geht 
davon aus, dass bei der Suche nach einer Vorsorgeeinrichtung durch den Broker ein Auftragsverhältnis 
zwischen Arbeitgeber und Broker besteht, für welches der Arbeitgeber bezahlen muss. Es sei auch nicht 
einzusehen, weshalb sich die Höhe der Entschädigung i.d.R. an den Risiko- und Kostenbeiträgen 
bemisst und nicht am Aufwand. Die Vorteile der Aufwandsentschädigung werden auch von c-alm betont. 
Vorsorgeeinrichtungen dürfen ihr Vorsorgevermögen nur für Vorsorgezwecke verwenden. Die 
Übernahme der Kosten des Brokers, der im Auftrag des Arbeitgebers handelt, stellt gemäss Gutachten 
eine zweckwidrige Verwendung von Vorsorgevermögen dar. Auch der Bundesrat hat in seiner Antwort 
auf die Ip 19.3329 Reynard Mathias «Aktueller Mechanismus der Entschädigung von 
Versicherungsmaklern» kritisiert, dass die Vorsorgeeinrichtungen Entschädigungen an Dritte (die 
Versicherungsmakler) bezahlen, die sich verpflichtet haben, ausschliesslich die Interessen einer 
anderen Partei (d.h. des Arbeitgebers) zu wahren. Diese Zahlungen sind nicht im Interesse der 
Destinatäre und damit nicht mit dem Vorsorgeziel vereinbar. 

Im Rahmen der Modernisierung der Aufsicht beantragte der Bundesrat dem Parlament eine 
Regelungskompetenz, mit der er hätte festlegen können, unter welchen Voraussetzungen die 
Vorsorgeeinrichtungen für die Vermittlung von Vorsorgegeschäften bezahlen dürften. Das Parlament 
hat dies abgelehnt78. Die Kosten für Versicherungsmakler bzw. Broker, die im Auftrag des Arbeitgebers 
tätig sind, müssen demnach vom Arbeitgeber und nicht von der Vorsorgeeinrichtung getragen werden. 
Es ist ausserdem nicht einsichtig, wieso die Vorsorgeeinrichtung dafür wiederkehrende Courtagen auf 
Basis der geleisteten Beiträge ausrichten soll, und nicht eine entsprechende (üblicherweise einmalige) 
Aufwandsentschädigung. Die Vorsorgeeinrichtung ist verpflichtet, im Interesse der Destinatäre zu 

75 Viele Einrichtungen veröffentlichen ihre Kosten, auf Anfrage müssen die Kosten immer transparent sein. 
76 c-alm, S. 89, allerdings ist es fraglich, ob die politischen Mehrheiten vorhanden sind. Im Rahmen der Vorlage 19.080 AHVG-Änderung 
(Modernisierung der Aufsicht) sollte mit dem neuen Artikel 69 E-BVG die Tätigkeit von Maklern- und Brokern stärker geregelt werden. Dies wurde 
in beiden Kammern abgelehnt. 
77 Uttinger L. und Zellweger R., Courtagenzahlungen von Vorsorgeeinrichtungen an Broker, 2020 
78 19.080 | AHVG. Änderung (Modernisierung der Aufsicht) | Geschäft | Das Schweizer Parlament 

https://www.parlament.ch/de/ratsbetrieb/suche-curia-vista/geschaeft?AffairId=20190080
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handeln. Erteilen die Vorsorgeeinrichtungen Aufträge an Broker, sollen sie den Aufwand zudem dem 
jeweiligen Anschluss verrechnen und entsprechend gegenüber dem Anschluss und damit auch den 
(Vertretern von) Arbeitgebern und Arbeitnehmern des Anschlusses offenlegen.   

Die aktuelle Situation der Brokerentschädigung führt dazu, dass die Broker einen starken Anreiz haben, 
nicht die beste, sondern die für sie selbst vorteilhafteste Lösung zu empfehlen. Eine transparente und 
verursachergerechte Aufwandentschädigung liegt deshalb im Interesse von Arbeitgebern, Versicherten 
und letztlich auch der im Wettbewerb stehenden Vorsorgeeinrichtungen, da die Vorsorgekosten 
dadurch niedrig gehalten werden.  

Folgenden Empfehlungen sollen auf Selbstregulierungsstufe umgesetzt werden. Falls dies nicht erfolgt, 
muss der Bundesrat weitere Schritte prüfen.  

 Daraus ergeben sich folgende Empfehlungen:  

- Die Entschädigung des Brokers muss durch den auftraggebenden Arbeitgeber und nicht durch die 
Vorsorgeeinrichtung erfolgen.  

- Erteilen Vorsorgeeinrichtungen Aufträge an Broker, müssen sie den Aufwand des Brokers 
entschädigen, und dies anstelle wiederkehrender Courtagen. Diesen Aufwand müssen die 
Vorsorgeeinrichtungen dem jeweiligen Anschluss verrechnen und damit gegenüber den Vertretern von 
Arbeitgebern und Arbeitnehmern des Anschlusses transparent offenlegen.  

5.2 Governance 

5.2.1 Thema 
Unter dem Stichwort «Governance» werden Rahmenbedingungen, Regeln und Kontrollmechanismen 
definiert, die Interessenskonflikte vermeiden79 und unterschiedliche Informationsniveau der Beteiligten 
verringern sollen.  

Auch bei Vorsorgeeinrichtungen stellen sich Governancefragen, insbesondere dann, wenn das oberste 
Organ der Vorsorgeeinrichtung verschiedene Aufgaben wie beispielsweise Geschäftsführung oder 
Vermögensverwaltung an Dritte delegiert und Aufträge vergibt. Das oberste Organ muss auch bei der 
Delegation seiner Aufgaben und der Vergabe von Aufträgen an Dritte den Interessen der Versicherten 
verpflichtet bleiben80. 

Gewaltentrennung, Transparenz und Wettbewerb bilden die Grundsätze der Governance. Die 
Gewaltentrennung stellt sicher, dass derjenige, der ausführt, sich nicht selbst kontrolliert, sondern dass 
eine unabhängige Kontrolle seiner Leistungen erfolgt81. Die Transparenz ist in Bezug auf die Aufgaben 
und mögliche Interessenskonflikte der Vertragsparteien zu verstehen. Der Wettbewerb funktioniert, 
indem marktübliche Konditionen bei jeglichen vertraglichen Beauftragungen sichergestellt werden. 

5.2.2 Änderung durch die Strukturreform 
Mit der Strukturreform wurden die Bestimmungen betreffend Governance im Gesetz und in der 
Verordnung verschärft.  

Art. 51a BVG klärt die Aufgaben des obersten Organs. Dieses ist verpflichtet, die Erstausbildung und 
Weiterbildung der Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertreter sicherzustellen (Art. 51a Abs. 2 Bst. i BVG)82. 

Art. 51b stellt konkrete Anforderungen an die Integrität und Loyalität der Mitglieder des obersten Organs 
sowie aller mit der Verwaltung einer Vorsorgeeinrichtung oder deren Vermögen betrauten Personen 

79 c-alm, S. 1 
80 c-alm, S. 2 
81 c-alm, Kap. 2.1.2 
82 c-alm, S. 7 
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(guter Ruf, einwandfreie Geschäftstätigkeit, Vermeidung von Interessenskonflikten). Art. 48f und 48g 
BVV 2 präzisieren diese Anforderungen.  

Zur Vermeidung von Interessenskonflikten zwischen nahestehenden Personen wurde mit der 
Strukturreform ferner Art. 51c eingeführt. Rechtsgeschäfte, welche die Vorsorgeeinrichtungen mit 
Nahestehenden abschliessen, müssen offengelegt werden. Dies wurde in Art. 48i BVV2 präzisiert. 
Diese Regelung stellt die Grundsätze der Transparenz, der Abwesenheit von Interessenskonflikten, und 
des Wettbewerbs auf. Die Revisionsstellen müssen die Einhaltung dieser Regeln prüfen. 

Gestützt auf Art. 53a BVG (Ausführungsbestimmungen) hat der Bundesrat schliesslich auf 
Verordnungsstufe Regelungen zu Eigengeschäften und zur Offenlegung von Vermögensvorteilen 
erlassen. Art. 48j BVV 2 verbietet namentlich das Front, Parallel und After-Running. Art. 48k und 48l 
BVV 2 präzisieren, dass Personen und Institutionen, die bei der Ausübung ihrer Tätigkeit für die 
Vorsorgeeinrichtung von Dritten Vermögensvorteile erhalten, diese zwingend an die 
Vorsorgeeinrichtung abliefern müssen, wenn und soweit sie die vorgängig schriftlich vereinbarte 
Entschädigung überschreiten83.  

5.2.3 Feststellung aus dem Evaluationsbericht 
Insgesamt deutet die Analyse der Reglemente und Jahresrechnungen von c-alm darauf hin, dass es 
vor der Strukturreform nur sehr wenige Bestimmungen zur Governance in den Reglementen der 
Vorsorgeeinrichtungen gab. Der Grad der Umsetzung hat sich nach 2012 erhöht, was auf eine 
kontinuierliche Auseinandersetzung mit der Governance-Thematik hindeutet. Es lassen sich in der 
aktuellen Situation nur geringe Unterschiede in der reglementarischen Umsetzung der Governance 
Artikel der Strukturreform zwischen den verschiedenen Verwaltungsformen finden. 

Die Umsetzung der Strukturreform wurde von den von c-alm befragten Vorsorgeeinrichtungen ab 2010 
zügig vorgenommen, wobei der Prozess entscheidend von der Geschäftsführung geprägt wurde, die 
sich grösstenteils an der ASIP-Charta84 sowie an Peers orientieren konnten. Während es gerade bei 
den Vorsorgeeinrichtungen, die eng mit einem Arbeitgeber verbunden waren, zu einem 
Entflechtungsprozess im Sinne der Unabhängigkeit der Entscheidungsträger kommen musste, so traten 
doch keine unerwarteten oder unlösbaren Schwierigkeiten auf. Im Zusammenhang mit der 
Vermögensanlage via Direktimmobilien und Wertschriften kam es am häufigsten zur Offenlegung von 
Rechtsgeschäften mit Nahestehenden, wobei teilweise für die Vorsorgeeinrichtung vorteilhafte neue 
Verträge ausgehandelt oder bestehende Verträge angepasst werden konnten85. 

Die mit der Strukturreform eingeführte Pflicht zur Erst- und Weiterbildung des obersten Organs wird in 
den Vorsorgeeinrichtungen unterschiedlich umgesetzt. Laut c-alm, wird die Erstausbildung meistens 
über die Geschäftsstelle sichergestellt. Die Weiterbildung ist in den meisten Fällen nicht 
institutionalisiert, wird jedoch durch interne Schulungen sowie durch Listen mit 
Weiterbildungsmöglichkeiten und der Übernahme der entsprechenden Kosten gefördert. Gemäss den 
Revisionsgesellschaften gibt es sowohl Vorsorgeeinrichtungen, die bei der Vorselektion ein bestimmtes 
Anforderungsprofil anwenden, als auch Vorsorgeeinrichtungen mit umfangreichen internen oder 
externen Ausbildungskonzepten86. Der Wissensstand in den obersten Organen scheint gemäss den 
befragten Akteuren in den letzten Jahren grundsätzlich etwas zugenommen zu haben. Vor allem die 
befragten Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge, die grundsätzlich den grössten Einblick in die 
Arbeit der obersten Organe haben, da sie am häufigsten in deren Sitzungen anwesend sind und 
Handlungsempfehlungen ausarbeiten und besprechen müssen, berichteten von kritischeren Fragen 
und vermehrt auch eigenen Ideen, die von Mitgliedern des obersten Organs vorgebracht würden. Diese 
Zunahme im Wissensstand wurde jedoch nicht kausal der Strukturreform zugeordnet. Gemäss Aussage 

83 Medienmitteilung des Bundesamtes für Sozialversicherungen vom 14.06.2011: Bundesrat setzt Strukturreform und Bestimmungen zur 
Finanzierung von Vorsorgeeinrichtungen der öffentlichen Hand in Kraft. 
84 Die ASIP-Charta ist ein Selbstregulierungs-Kodex welcher seit 2009 in Kraft ist. Charta | Schweizerischer Pensionskassenverband ASIP 
85 c-alm, S. 18 
86 c-alm, S. 54 

https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/publikationen-und-service/medieninformationen/nsb-anzeigeseite.msg-id-39598.html
https://www.bsv.admin.ch/bsv/de/home/publikationen-und-service/medieninformationen/nsb-anzeigeseite.msg-id-39598.html
https://www.asip.ch/de/verband/charta/
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der Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge sei diese Zunahme vielmehr vor allem durch die 
anhaltenden Diskussionen der vergangenen Jahre um die Anpassung der Leistungsparameter im 
Tiefzinsumfeld zustande gekommen87. Trotz Zunahme im Wissensstand insgesamt wurde das 
Ausbildungsniveau der obersten Organe von vielen befragten Akteuren als nicht ausreichend 
empfunden. Die Direktaufsichten stellten beispielsweise teilweise ein grosses Wissensgefälle zwischen 
einzelnen Mitgliedern in den obersten Organen oder insgesamt zur Expertin oder zum Experten für 
berufliche Vorsorge oder zu anderen externen Beraterinnen und Beratern fest, was sich negativ auf die 
Governance auswirken könne. Dies wurde im Hinblick auf die wichtige Funktion des obersten Organs 
in der Führung und Kontrolle der Vorsorgeeinrichtung kritisch beurteilt.  

Mit den Loyalitätserklärungen ging eine Erhöhung des Risikobewusstseins einher, die ebenfalls klar 
positiv beurteilt wurde. Auch die Unabhängigkeit der obersten Organe, der Revisionsstellen und der 
Expertin/des Experten für berufliche Vorsorge, die mit der Strukturreform gestärkt wurden, ist 
grundsätzlich gegeben und wird positiv beurteilt, obwohl hier teilweise Anpassungsbedarf gesehen 
wird88. Eine Einschränkung wurde im Bericht c-alm von vielen Teilnehmern jedoch für Sammel- und 
Gemeinschaftseinrichtungen mit umfassenden und starken Servicegesellschaften, einem schwachen 
Stiftungsrat, einer nicht funktionierenden Parität oder politischen Verflechtungen gemacht. In solchen 
Fällen wurde befürchtet, dass der Interessenskonflikt zwischen ehrgeizigen Wachstumszielen und den 
Interessen der Versicherten nicht ausreichend überwacht werde und somit sowohl die finanzielle 
Stabilität gefährden als auch zu überhöhten Gebührenbelastungen führen könne. Bei Revisionsstellen 
und Expertinnen und Experten für berufliche Vorsorge wurde zudem befürchtet, dass es im 
Konsolidierungsprozess zu zunehmenden Abhängigkeiten kommen könne, die die objektive Prüfung 
erschweren89. 

Die Gewährsprüfung nach Art. 48g BVV2 wird von den Direktaufsichtsbehörden offenbar nur bei 
Neugründungen oder bei begründetem Verdacht durchgeführt90. 

Zu allfälligen Unterschieden zwischen Vorsorgeeinrichtungen konnten keine konkreten Aussagen 
gemacht werden; es wurden zudem keine spezifischen Schwierigkeiten festgestellt91. 

Die Revisionsstellen bestätigen, dass seit der Strukturreform ein Wandel im Umgang mit Governance 
stattgefunden habe, der bis heute andauere. Insgesamt besteht eine höhere Sensibilität für die 
Governance Thematik 92. 

5.2.4 Im Evaluationsbericht vorgeschlagene Massnahmen 
1. Bei der Ausbildung des obersten Organs sieht c-alm weiterhin Verbesserungspotential.  
2. Der Bericht c-alm schlägt eine Erhöhung der Transparenz bei Rechtsgeschäften mit 

Nahestehenden durch Anpassung der Definition der Nahestehenden in Art. 48i Abs. 2 BVV 2 
oder Abschaffung dieses vor.  

3. c-alm schlägt die Einführung von Rotationspflichten bei Expertenmandaten und 
Revisionsstellen vor.  

5.2.5 Würdigung 
Ad 1: Das Gesetz stellt heute keine besonderen Anforderungen an die Mitglieder des obersten Organs, 
was die Fachkenntnisse betrifft. Daher zeichnet sich dieses Organ beinahe zwangsläufig als Milizorgan 
aus. Die Mehrheit der Stiftungsratsmitglieder – es gibt auch hochspezialisierte Fachpersonen, die 
hauptberuflich verschiedene Stiftungsratsmandate übernehmen – übt das Mandat nebenberuflich aus, 

87 c-alm, S. 55 
88 c-alm, S. viii 
89 c-alm, Kap. 5.4.2 
90 c-alm, S. 21 und 3 
91 c-alm, S. 22 
92 c-alm, S. 20 
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während die Geschäftsleitung ihrer Tätigkeit hauptberuflich nachgeht93. Das ist so gewollt, denn die 
berufliche Vorsorge basiert auf dem Prinzip der Selbstverwaltung durch paritätisch zusammengesetzte 
Gremien aus Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertretern. Angesichts der Komplexität der beruflichen 
Vorsorge, in der es oft um hohe Vermögenssummen geht, müssen die Mitglieder dieses « Miliz »-
Führungsgremiums jedoch über ein solides Fachwissen verfügen, damit sie die mit ihrer Position 
einhergehende hohe Verantwortung in einem zunehmend schwieriger werdenden wirtschaftlichen 
Umfeld verantwortungsbewusst wahrnehmen können. Zudem fällt das Schadenspotential, das sich aus 
unsorgfältigem Handeln oder Unwissen ergeben kann, entsprechend stark ins Gewicht94. Die Qualität 
der Ausbildung der Arbeitgeber- und Arbeitnehmervertreter ist eine wichtige Voraussetzung für die 
Sicherung der Qualität der beruflichen Vorsorge. Eine Präzisierung der Aus- und Weiterbildungspflicht 
im Gesetz erscheint allerdings nicht sinnvoll. Die Pflicht zur Ausbildung ist im Gesetz bereits 
ausdrücklich vorgesehen und deren Umsetzung muss jeder Vorsorgeeinrichtung bzw. den 
Dachverbänden, z.B. ASIP, Inter-Pension, überlassen bleiben.  

Eine Verschärfung der fachlichen Anforderungen an die obersten Organe könnte dazu führen, dass 
keine Kandidaten und Kandidatinnen mehr für die obersten Organe gefunden werden. Ein sinnvoller 
Weg könnte in der Erarbeitung von Empfehlungen der Dachverbänden liegen, die als Branchenstandard 
den obersten Organen im Rahmen der Erst- und Weiterbildung zur Verfügung gestellt werden. Dort 
könnte u.a. festgelegt werden, welche Inhalte anzubieten sind und dies durch welche Anbieter. Ziel ist, 
dabei unseriöse Anbieter oder blosse Werbeveranstaltungen aus den anerkannten Ausbildungen 
auszuschliessen. So könnte das Niveau der Fachkenntnisse mittelfristig verbessert werden. 

Ad 2: Die Vorschläge zur Änderung oder Streichung von Absatz 2 der Bestimmung über 
Rechtsgeschäfte mit Nahestehenden (Art. 48i BVV 2) gehen in die gleiche Richtung: Klärung des nicht 
immer eindeutigen Begriffs «Nahestehende». Eine Abschaffung des Artikels ist jedoch nicht sinnvoll, da 
der Nutzen des Artikels nicht in Frage gestellt wird. Absatz 2 soll genau diese Klarheit schaffen. Eine 
abschliessende Definition wäre nicht hilfreich, weil dadurch Personen, die im konkreten Einzelfall 
Nahestehende sind, eventuell nicht erfasst würden. Dieser Artikel ist ohnehin heute schon eine 
Mindestformulierung. Jede Vorsorgeeinrichtung kann strenger sein, wenn sie will. Zudem hat die OAK 
BV bis 31. Januar 2025 die neuen Weisungen der OAK BV « Mindestanforderungen für 
Rechtsgeschäfte der Vorsorgeeinrichtung mit nahestehenden Personen » zur Anhörung veröffentlicht95. 
Die Weisungen präzisieren die gesetzlichen Vorschriften mit Mindestanforderungen an die 
Marktüblichkeit und die Transparenz bei Rechtsgeschäften der Vorsorgeeinrichtung mit nahestehenden 
Personen. Eine Präzisierung der nahestehenden Personen könnte so erreicht werden.  

Ad 3: Eine Rotationspflicht der Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge und der Revisionsstellen 
könnte dazu führen, dass neue Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge und Revisionsstellen auch 
einen neuen, anderen Blick auf die Situation der Vorsorgeeinrichtungen hätten. Anderseits würde dies 
zu einem Wissensverlust führen. Erfahrungswerte und individuelles Hintergrundwissen zu den 
einzelnen Vorsorgeeinrichtungen sind gegenüber einer zu grossen Abhängigkeit abzuwägen. Derzeit 
erfolgt die Rotation bei den Expertinnen/ Experten für berufliche Vorsorge auf natürliche Weise 
entsprechend dem Markt und den beteiligten Vorsorgeeinrichtungen. Bei den Revisoren erfolgt eine 
Rotation in der Praxis oft bereits in einem Rhythmus von sieben Jahren, wobei oft nur der leitende 
Revisor oder die leitende Revisorin wechselt und das Mandat beim Revisionsunternehmen verbleit. In 
Abwägung aller Vor- und Nachteile sind Minimalvorgaben sinnvoll, welche (z.B. nach 10 Jahren) einen 
periodischen Wechsel von Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge und Revisionsstellen 
vorsehen.  

  

93 Emmel Simone, Stiftungsrat und Geschäftsleitung: Klare Kompetenzteilung notwendig – und in der Praxis auch umsetzbar ?, in: Kieser 
Ueli/Stauffer Hans-Ulrich (Hrsg.), BVG-Tagung 2022, Aktuelle Fragen der beruflichen Vorsorge, Zürich/St.Gallen 2023 (= IRP 120), S. 105). 
94 Kratz-Ulmer Aline, Teil 3 / Pension Fund Governance, in: Kieser Ueli/Hürzeler Marc/Heinrich Stefanie J. (Hrsg.), JaSo 2022, Jahrbuch zum 
Sozialversicherungsrecht, Zürich/St.Gallen 2022, S. 163). 
95 Archiv abgeschlossene Anhörungen - Oberaufsichtskommission Berufliche Vorsorge OAK BV 

https://www.oak-bv.admin.ch/de/regulierung/anhoerungen/archiv-abgeschlossene-anhoerungen#c3191
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Daraus ergeben sich folgende Empfehlungen:  

- auf Gesetzesstufe mindestens alle 10 Jahre eine Rotation von Expertinnen/Experten für berufliche 
Vorsorge und Revisionsstellen einzuführen. 

- auf Selbstregulierungsstufe: ein Branchenstandard für die Weiterbildung des obersten Organs. 

6 Vorschlag der OAK BV zur Prüfung von Vorsorgeeinrichtungen 

6.1 Vorbemerkung 
Dieses Thema war nicht Bestandteil der Evaluation Strukturreform. Die OAK BV hat im Laufe der 
Arbeiten zum Bericht96 vom 14. Mai 2025 zuhanden des Bundesrats den Vorschlag gemacht, den 
Prüfungsauftrag der Revisionsstelle in der beruflichen Vorsorge in die Bereiche Rechnungsprüfung und 
Aufsichtsprüfung zu unterteilen. Im erwähnten Bericht hat das EDI festgehalten, dass dieser Vorschlag 
im vorliegenden Bericht vertieft geprüft werden solle. Die Teilnehmer an den Evaluationsberichten 
haben sich dazu nicht äussern können. Diese inhaltliche Erweiterung in Folge des erwähnten Berichts 
wird deshalb hier in einem separaten Kapitel behandelt.  

Die Prüfungen der Revisionsstellen sollen den diversen, unterschiedlichen Anspruchsgruppen einen 
zuverlässigen Einblick in die finanzielle Lage der Einrichtung ermöglichen und damit auch die benötigten 
Entscheidungsgrundlagen schaffen. Darüber hinaus prüfen und bestätigen die Revisionsstellen eine 
Reihe von weiteren, nicht direkt die Jahresrechnung betreffenden Prüfgegenstände, die den 
Aufsichtsbehörden insbesondere ermöglichen sollen, die Einhaltung der Governance-Vorschriften zu 
prüfen, und die somit als aufsichtsrechtlich zu qualifizieren sind.  

Konkret müssen die Revisionsstellen prüfen: 

- ob die Jahresrechnung den gesetzlichen Vorschriften entspricht; 

- ob die Organisation, die Geschäftsführung sowie die Vermögensanlage den gesetzlichen und 
reglementarischen Bestimmungen entsprechen; 

- ob die Vorkehren zur Sicherstellung der Loyalität in der Vermögensverwaltung getroffen wurden 
und die Einhaltung der Loyalitätspflichten durch das oberste Organ hinreichend kontrolliert wird, 

- ob die freien Mittel oder die Überschussbeteiligungen aus Versicherungsverträgen in 
Übereinstimmung mit den gesetzlichen und reglementarischen Bestimmungen verwendet 
wurden; 

- ob im Falle einer Unterdeckung die erforderlichen Massnahmen zur Wiederherstellung der 
vollen Deckung eingeleitet haben; 

- ob die vom Gesetz verlangten Angaben und Meldungen an die Aufsichtsbehörde gemacht 
wurden; 

- ob die Vorgaben zu den Rechtsgeschäften mit Nahestehenden eingehalten wurden; 

- ob die Vorsorgeeinrichtungen über ein angemessenes internes Kontrollsystem verfügen; 

- im Falle einer Unterdeckung, ob die Vorsorgeeinrichtung die notwendigen Massnahmen 
ergriffen hat, um die vollständige Deckung wiederherzustellen. 

Die Aufgaben der Revisionsstellen umfassen also sowohl abschluss- als auch aufsichtsrechtliche 
Prüfgegenstände. 

96 Bericht vom 14. Mai 2025 « Verbesserung der Revisionsqualität von Vorsorgeeinrichtungen der 2. Säule » in Erfüllung des Auftrags gemäss 
Bundesratsbeschluss vom 31. August 2022 20250514 Bericht Revision von Vorsorgeeinrichtungen 

https://cms.news.admin.ch/dam/de/der-schweizerische-bundesrat/SoSaCy70zFYv/20250514+Revision+von+Vorsorgeeinrichtungen.pdf
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6.2 Vorschlag der OAK BV 
Die OAK BV schlägt vor:  

- Den Prüfungsauftrag der Revisionsstellen auf Ebene Gesetzesbestimmung in die zwei Bereiche 
Rechnungsprüfung und aufsichtsrechtliche Prüfung zu unterteilen, 

- Ähnlich wie in der Kranken- und Versicherungsaufsicht für die Rechnungsprüfung die 
Bestimmungen der ordentlichen Revision nach OR zu verankern. Damit soll die Prüfung 
standardisiert werden.  

- Für die Revisionsstellen eine Rotationspflicht einzuführen.  
- Für die aufsichtsrechtliche Prüfung die OAK BV gesetzlich zu befugen, verbindliche Vorgaben 

zu Prüfgegenstand, Umfang und Berichterstattung zu erlassen, um eine risikoorientierte und 
effizientere Aufsicht zu ermöglichen.  

Die derzeitige allgemeine Berichterstattung der Revisionsstelle nach Artikel 52c BVG betrachtet die 
OAK BV als unzureichend, insbesondere für grosse Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen. Da die 
Aufsichtsbehörden sich auf die Prüfberichte verlassen können müssen, sei eine detailliertere und 
risikobasierte Berichterstattung notwendig. Dazu müsse Artikel 52c BVG entsprechend angepasst 
werden. 

6.3 Würdigung 
Die Revisionsstellen erfüllen in der beruflichen Vorsorge eine wichtige Rolle. Ihre Prüfungen dienen 
einerseits den Vorsorgeeinrichtungen selbst, anderseits spielen sie auch eine wichtige Rolle in der 
Aufsicht. Die Aufsichtsbehörden stützen sich stark auf die Resultate ihrer Prüfungen ab. Konkret 
müssen die Revisionsstellen sicherstellen, dass die Jahresrechnung in Übereinstimmung mit den 
gesetzlichen Vorgaben erstellt wurde. Sie bestätigen, dass die Jahresrechnung dem schweizerischen 
Recht, entsprechen (Art. 52c Abs. 1 Bst. a BVG) und dass der Abschluss insgesamt frei von wesentlich 
falschen Darstellungen ist. Die Prüfungen der Revisionsstellen sollen den diversen Anspruchsgruppen 
einen zuverlässigen Einblick in die finanzielle Lage der Einrichtung ermöglichen und damit auch die 
benötigten Entscheidungsgrundlagen schaffen.  

Darüber hinaus prüfen und bestätigen die Revisionsstellen eine Reihe von weiteren, nicht direkt die 
Jahresrechnung betreffende Prüfgegenstände, die den Aufsichtsbehörden dienen und somit als 
aufsichtsrechtlich zu qualifizieren sind.  

Die gesetzlichen Vorgaben zur Prüfung durch Revisionsstellen finden sich heute in mehreren 
verschiedenen Bestimmungen des BVG. Diese Bestimmungen übersichtlich neu zu ordnen und in die 
zwei Bereiche Rechnungsprüfung und aufsichtsrechtliche Prüfung zu unterteilen, kann grundsätzlich 
sinnvoll sein. 

Die Bestimmungen zur ordentlichen Revision (Art. 728a-728c OR) passen hingegen nicht zu 
Vorsorgeeinrichtungen. Sie sind nämlich auf Aktiengesellschaften zugeschnitten. Die Prüfung gemäss 
Art. 728a OR bezieht sich praktisch darauf, ob die Jahresrechnung stimmt und ob sie den gesetzlichen 
Vorschriften entspricht. Die Geschäftsführung ist hingegen nicht Gegenstand der Prüfung. Diese 
Prüfung enthält keine aufsichtsrechtlichen Aspekte, es gibt bei Aktiengesellschaften ja auch keine 
Aufsichtsbehörde. Art. 728b OR passt auch nicht zur Struktur der Vorsorgeeinrichtungen, die ja keine 
Generalversammlung kennen. Und nur der Verwaltungsrat der AG erhält einen umfassenden, 
vertraulichen Prüfbericht («Management letter»), während die Generalversammlung nur einen 
zusammenfassenden Bericht erhält.  

Die ordentliche Revision nach OR würde also die Anliegen der OAK BV gerade nicht erfüllen, die sich 
ja eine umfassendere Berichterstattung über für die Aufsicht relevanten Prüfpunkte wünscht. Eine 
Ausweitung der aufsichtsrechtlichen Prüfungsgegenstände auf für eine effizientere Aufsicht notwendige 
Punkte und eine über ein Testat hinausgehende detailliertere Berichterstattung könnte jedoch 
spezialgesetzlich im BVG vorgenommen werden. Ob darüber hinaus die OAK BV gesetzlich befugt 
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werden soll, weitere verbindliche Vorgaben zu Prüfgegenstand, Umfang und Berichterstattung zu 
erlassen, könnte in diesem Rahmen auch geprüft werden. 

Das Rotationsprinzip kann auch ohne Übernahme der OR-Bestimmungen zur ordentlichen Revision 
gesetzlich verankert werden. Die Empfehlung zur Rotationspflicht ist schon im Kap. 5.2 vorgesehen. 

Daraus ergibt sich die Empfehlung, eine übersichtlichere Darstellung der aufsichtsrechtlichen Aufgaben 
der Revisionsstellen im Gesetz zu prüfen. 
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7 Schlussfolgerungen 
Insgesamt hat sich die Strukturreform BVG positiv auf die berufliche Vorsorge ausgewirkt. Seit ihrem 
Inkrafttreten sind auch keine wesentlichen Insolvenzfälle aufgetreten, die Folgen der Finanzkrisen 
konnten überwunden und die finanzielle Stabilität verbessert werden. Die Strukturreform hat sich also 
bewährt. Es gibt jedoch Verbesserungsbedarf in einzelnen Punkten und diese sind auf verschiedenen 
Stufen möglich:  

- Auf Gesetzesstufe: die Funktion der Weisungen der OAK BV klarer definieren, das Verfahren 
zum Erlass der Weisungen der OAK BV und der Einbezug der Aufsichtsbehörden regeln, die 
Möglichkeit Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen zu definieren prüfen, die 
Mindestanforderungen einer harmonisierten risikoorientierten Aufsicht festhalten, den 
Grundsatz verankern, dass Ein- und Austritte von Anschlüssen die SGE nicht negativ tangieren 
dürfen, die Anforderungen an Ausbildung und Zusammensetzung der Vorsorgekommissionen 
mit Entscheidungsverantwortung regeln, eine Mindestanforderung an die Periodizität der ALM-
Studie festlegen, eine übersichtlichere Darstellung der aufsichtsrechtlichen Aufgaben der 
Revisionsstellen prüfen und eine Rotationspflicht bei Revisionsstellen sowie 
Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge vorsehen. 

- Auf Weisungsstufe (OAK BV): die bestehende Aufsichtspraxis harmonisieren. 
- Auf Selbstregulierungsstufe (Vorsorgeeinrichtungen): die Kostentransparenz und korrekte 

Aufwandentschädigung bei Brokern sicherstellen sowie einen Branchenstandard für die 
Weiterbildung des obersten Organs. 

- Empfehlung an die Direktaufsichtsbehörden, ihre Ressourcen soweit möglich und sinnvoll zu 
poolen. 

Heute bestehen uneinheitliche Wahrnehmungen zwischen Oberaufsichtskommission und 
Aufsichtsbehörden z.B. über die Art der Aufsicht (Risikoorientierung, Risikotools, 
Harmonisierungsbestrebungen usw.). Die bestehenden Defizite bei Zusammenarbeit und 
Harmonisierung könnten grundsätzlich durch Eigeninitiative der beiden Aufsichtsebenen und ohne 
regulatorische Eingriffe behoben werden. Da dies aber seit der Strukturreform nicht geschehen ist, ist 
eine explizite rechtliche Grundlage wünschenswert, um die Harmonisierung der risikoorientierten 
Aufsicht zu erreichen. Der Gesetzgeber sollte zudem die Funktion der Weisungen der OAK BV klarer 
definieren und das Verfahren zum Erlass der Weisungen der OAK BV und der Einbezug der 
Aufsichtsbehörden regeln. 

Im heutigen System bergen besonders Sammel -und Gemeinschaftseinrichtungen aufgrund 
spezifischer Anreize (z.B. für eine aggressive Wachstumsstrategie) und tieferer Deckungsgrade erhöhte 
Risiken, weshalb eine verstärkte Transparenz und eine risikobasierte Aufsicht empfohlen werden. Die 
OAK BV muss systematisch die bestehende Aufsichtspraxis erfassen und sie (nach Möglichkeit im 
Dialog) harmonisieren. Eine risikoorientierte Aufsicht ist nur schon für eine effiziente Aufsicht nötig. Die 
Aufsichtsbehörden dürfen nicht erst im Schadenfall reagieren. Die OAK BV hat eigentlich heute schon 
den Auftrag, für eine Vereinheitlichung zu sorgen.  

Beim Thema Transparenz, insbesondere hinsichtlich der Kostentransparenz, wurde durch die 
Strukturreform ein hohes Niveau erreicht. Der Vorschlag der OAK BV für eine Rechnungsprüfung für 
Vorsorgeeinrichtungen nach den Regeln der ordentlichen Revision des Obligationenrechts ist als 
ungeeignet zu erachten, da Vorsorgeeinrichtungen keine gewinnorientierten Unternehmen sind und die 
von der OAK gewünschte Verbesserung daher nicht erzielt werden kann. Soweit sinnvoll und notwendig, 
um die Informationsbasis der Aufsichtsbehörden zu verbessern, könnten jedoch im BVG zusätzliche 
aufsichtsrechtliche Prüfgegenstände definiert und der Umfang der aufsichtsrechtlichen 
Berichterstattung erweitert werden.  

Beim Thema Transparenz besteht bei den Brokern weiterhin Optimierungspotenzial. Die aktuelle 
Situation der Brokerentschädigung führt dazu, dass Broker einen starken Anreiz haben, nicht die für 
den Arbeitgeber und die Arbeitnehmenden beste, sondern die für sie vorteilhafteste Lösung zu 
empfehlen. Erteilen Arbeitgeber Aufträge an Broker, um geeignete Vorsorgelösungen zu suchen, 



Bericht des Bundesrates 
Evaluation der Strukturreform BVG 

39/45 
 

müssen sie als Auftraggeber die Kosten des Brokers tragen (und nicht die Vorsorgeeinrichtung). 
Grundsätzlich haben Arbeitgeber, aber bei Aufträgen der Vorsorgeeinrichtungen auch die 
Vorsorgeeinrichtungen und die Versicherten ein Interesse daran, dass die Kosten transparent 
ausgewiesen und regelmässig überprüft werden. Vorteilhaft ist deshalb, wenn sich die 
Vorsorgeeinrichtungen im Bereich der Aufwandentschädigung der Broker zu einer Selbstregulierung 
entschliessen können. Falls dies nicht erfolgt, muss der Bundesrat weitere Schritte prüfen.  

Beim Thema Governance sollen die Vorsorgeeinrichtungen einen Branchenstandard für die 
Weiterbildung des obersten Organs etablieren, um dessen Qualität zu sichern und dabei unseriöse 
Anbieter auszuschliessen. Vorsorgekommissionen mit Entscheidungsverantwortung betreffend 
Vorsorgeplan und Anlagetätigkeit sollten die gleichen Anforderungen an Weiterbildung erfüllen müssen. 
Sinnvoll sind auch Vorgaben, welche periodisch (z.B. nach 10 Jahren) einen Wechsel von 
Expertinnen/Experten für berufliche Vorsorge und Revisionsstellen verlangen. 

Zusammenfassend gibt es in den drei Themenbereichen Aufsicht, Transparenz und Governance 
Verbesserungsbedarf. Der Gesetzgeber, die OAK BV, die Direktaufsichtsbehörden und die 
Vorsorgeeinrichtungen können in ihren jeweiligen Kompetenzbereichen zu einer Verbesserung des 
Systems der beruflichen Vorsorge beitragen.  
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8 Anhänge  

8.1 Übersichtstabelle über die im Bericht verwendeten Daten 
 

Zitat, Fundstelle Quelle, Herleitung, Annahmen Letzte 
Aktualisierung der 
Daten 

S. 22: [..] von 2073 Einrichtungen im Jahr 2012 
auf 1323 Vorsorgeeinrichtungen im Jahr 2023 
gesunken. […] die Zahl der aktiven 
Versicherten um fast einen Viertel gestiegen. 
[…] Gesamtbilanzsumme ist von 673 
Milliarden Franken auf 1130 Milliarden 
Franken angestiegen. Die 
Vorsorgeeinrichtungen […] von 821 
Einrichtungen auf 419 Einrichtungen reduziert, 
während sich die Zahl der Sammel- und 
Gemeinschaftseinrichtungen leicht auf 233 
erhöht hat. Die Zahl der aktiven Versicherten 
bei den Sammeleinrichtungen ist von 1.39 Mio. 
im Jahr 2012 auf 2.06 Mio. im Jahr 2022 
gestiegen, bei den 
Gemeinschaftseinrichtungen von 0.80 Mio. auf 
1.35 Mio., während die Zahl der aktiven 
Versicherten in den arbeitgebernahen 
Einrichtungen […] von 1.66 Mio. auf 1.21 Mio. 
aktive Versicherte gesunken ist. Die Sammel- 
und Gemeinschaftseinrichtungen versicherten 
in diesem Zeitpunkt knapp 74% aller aktiven 
Versicherten. Auch die Zahl der 
Rentenbezüger […] mehr als verdoppelt und 
bei den Gemeinschaftseinrichtungen fast 
verdreifacht, während die Zahl der laufenden 
Rentenbezüger insgesamt nur um 22,4% 

Pensionskassenstatistik | 
Bundesamt für Statistik - BFS 

2025 

 

8.2 Artikel BVG 
SR 831.40 - Bundesgesetz vom 25. Juni 1982 über ... | Fedlex 
Art. 51a Aufgaben des obersten Organs der Vorsorgeeinrichtung  

1 Das oberste Organ der Vorsorgeeinrichtung nimmt die Gesamtleitung der Vorsorgeeinrichtung wahr, sorgt für die Erfüllung 
der gesetzlichen Aufgaben, bestimmt die strategischen Ziele und Grundsätze der Vorsorgeeinrichtung sowie die Mittel zu deren 
Erfüllung. Es legt die Organisation der Vorsorgeeinrichtung fest, sorgt für ihre finanzielle Stabilität und überwacht die 
Geschäftsführung. 
2 Es nimmt die folgenden, unübertragbaren und unentziehbaren Aufgaben wahr: 

a. Festlegung des Finanzierungssystems; 
b. Festlegung von Leistungszielen und Vorsorgeplänen sowie der Grundsätze für die Verwendung der freien Mittel; 
c. Erlass und Änderung von Reglementen; 
d. Erstellung und Genehmigung der Jahresrechnung; 
e. Festlegung der Höhe des technischen Zinssatzes und der übrigen technischen Grundlagen; 
f. Festlegung der Organisation; 

https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/soziale-sicherheit/erhebungen/pks.html
https://www.bfs.admin.ch/bfs/de/home/statistiken/soziale-sicherheit/erhebungen/pks.html
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1983/797_797_797/de
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g. Ausgestaltung des Rechnungswesens; 
h. Bestimmung des Versichertenkreises und Sicherstellung ihrer Information; 
i. Sicherstellung der Erstausbildung und Weiterbildung der Arbeitnehmer- und Arbeitgebervertreter; 
j. Ernennung und Abberufung der mit der Geschäftsführung betrauten Personen; 
k. Wahl und Abberufung des Experten für berufliche Vorsorge und der Revisionsstelle; 
l. Entscheid über die ganze oder teilweise Rückdeckung der Vorsorgeeinrichtung und über den allfälligen 
Rückversicherer; 
m. Festlegung der Ziele und der Grundsätze der Vermögensverwaltung sowie der Durchführung und Überwachung 
des Anlageprozesses; 
n. periodische Überprüfung der mittel- und langfristigen Übereinstimmung zwischen der Anlage des Vermögens und 
den Verpflichtungen; 
o. Festlegung der Voraussetzungen für den Rückkauf von Leistungen; 
p. bei Vorsorgeeinrichtungen öffentlich-rechtlicher Körperschaften Festlegung des Verhältnisses zu den 
angeschlossenen Arbeitgebenden und der Voraus-setzungen für die Unterstellung weiterer Arbeitgeber. 

3 Das oberste Organ der Vorsorgeeinrichtung kann die Vorbereitung und die Ausführung seiner Beschlüsse oder die 
Überwachung von Geschäften Ausschüssen oder einzelnen Mitgliedern zuweisen. Es sorgt für eine angemessene 
Berichterstattung an seine Mitglieder. 
4 Es entscheidet über eine angemessene Entschädigung seiner Mitglieder für die Teilnahme an Sitzungen und Schulungskursen. 
5 Bei Vorsorgeeinrichtungen in Form einer Genossenschaft kann die Verwaltung die Aufgaben nach den Absätzen 1–4 
wahrnehmen, soweit diese Aufgaben nicht nach Artikel 879 OR178 zu den unübertragbaren Befugnissen der 
Generalversammlung gehören. 
6 Vorbehalten bleibt Artikel 50 Absatz 2 zweiter Satz. 
 
Art. 51b Integrität und Loyalität der Verantwortlichen 

1Die mit der Geschäftsführung oder Verwaltung der Vorsorgeeinrichtung oder mit der Vermögensverwaltung betrauten 
Personen müssen einen guten Ruf geniessen und Gewähr für eine einwandfreie Geschäftstätigkeit bieten. 
2 Sie unterliegen der treuhänderischen Sorgfaltspflicht und müssen in ihrer Tätigkeit die Interessen der Versicherten der 
Vorsorgeeinrichtung wahren. Zu diesem Zweck sorgen sie dafür, dass aufgrund ihrer persönlichen und geschäftlichen 
Verhältnisse kein Interessenkonflikt entsteht. 
 
Art. 51c Rechtsgeschäfte mit Nahestehenden 

1 Die von Vorsorgeeinrichtungen abgeschlossenen Rechtsgeschäfte müssen marktüblichen Bedingungen entsprechen. 
2 Rechtsgeschäfte der Vorsorgeeinrichtung mit Mitgliedern des obersten Organs, mit angeschlossenen Arbeitgebern oder mit 
natürlichen oder juristischen Personen, welche mit der Geschäftsführung oder der Vermögensverwaltung betraut sind, sowie 
Rechtsgeschäfte der Vorsorgeeinrichtung mit natürlichen oder juristischen Personen, die den vorgenannten Personen 
nahestehen, sind bei der jährlichen Prüfung der Jahresrechnung gegenüber der Revisionsstelle offenzulegen. 
3 Die Revisionsstelle prüft, ob in den offen gelegten Rechtsgeschäften die Interessen der Vorsorgeeinrichtung gewahrt sind. 
4 Experten, Anlageberater und Anlagemanager, die von der Vorsorgeeinrichtung bei-gezogen wurden, sind im Jahresbericht 
mit Name und Funktion aufzuführen. 
 
Art. 52b Zulassung von Revisionsstellen für berufliche Vorsorge 

Als Revisionsstelle können natürliche Personen und Revisionsunternehmen tätig sein, die von der Eidgenössischen 
Revisionsaufsichtsbehörde als Revisionsexpertin oder Revisionsexperte nach dem Revisionsaufsichtsgesetz vom 16. Dezember 
2005 zugelassen sind. 
 
Art. 52c Aufgaben der Revisionsstelle 

1 Die Revisionsstelle prüft, ob: 
a. die Jahresrechnung und die Alterskonten den gesetzlichen Vorschriften entsprechen; 
b. die Organisation, die Geschäftsführung sowie die Vermögensanlage den gesetzlichen und reglementarischen 
Bestimmungen entsprechen; 
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c. die Vorkehren zur Sicherstellung der Loyalität in der Vermögensverwaltung getroffen wurden und die Einhaltung 
der Loyalitätspflichten durch das oberste Organ hinreichend kontrolliert wird; 
d. die freien Mittel oder die Überschussbeteiligungen aus Versicherungsverträgen in Übereinstimmung mit den 
gesetzlichen und reglementarischen Bestimmungen verwendet wurden; 
e. im Falle einer Unterdeckung die Vorsorgeeinrichtung die erforderlichen Massnahmen zur Wiederherstellung der 
vollen Deckung eingeleitet hat; 
f. die vom Gesetz verlangten Angaben und Meldungen an die Aufsichtsbehörde gemacht wurden; 
g. Artikel 51c eingehalten wurde. 

2 Die Revisionsstelle hält ihre Feststellungen zu den Prüfpunkten nach Absatz 1 jährlich in einem Bericht zuhanden des obersten 
Organs der Vorsorgeeinrichtung fest. Dieser Bericht bestätigt die Einhaltung der entsprechenden Vorschriften mit oder ohne 
Einschränkungen und enthält eine Empfehlung über die Genehmigung oder Rückweisung der Jahresrechnung; diese ist dem 
Bericht beizulegen. 
3Die Revisionsstelle erläutert bei Bedarf die Prüfungsergebnisse zuhanden des obersten Organs der Vorsorgeeinrichtung. 
 
Art. 52d Zulassung von Experten für berufliche Vorsorge 

1 Experten für berufliche Vorsorge bedürfen der Zulassung durch die Oberaufsichtskommission. 
2 Voraussetzungen für die Zulassung sind: 

a. eine angemessene berufliche Ausbildung und Berufserfahrung; 
b. Kenntnisse der einschlägigen rechtlichen Bestimmungen; 
c. ein guter Ruf und Vertrauenswürdigkeit. 

3 Die Oberaufsichtskommission kann die Voraussetzungen für die Zulassung näher umschreiben. 
 
Art. 52e Aufgaben des Experten für berufliche Vorsorge 

1 Der Experte für berufliche Vorsorge prüft aus versicherungstechnischer Sicht, ob die Vorsorgeeinrichtung Sicherheit dafür 
bietet, dass sie ihre Verpflichtungen erfüllen kann, indem er: 

a. jährlich die Vorsorgekapitalien und die technischen Rückstellungen der Vorsorgeeinrichtung berechnet; 
b. periodisch, mindestens jedoch alle drei Jahre, ein versicherungstechnisches Gutachten erstellt. 

1bis Er prüft zudem periodisch, ob die reglementarischen versicherungstechnischen Bestimmungen über die Leistungen und die 
Finanzierung den gesetzlichen Vorschriften entsprechen. 
2 Er unterbreitet dem obersten Organ der Vorsorgeeinrichtung Empfehlungen insbesondere über: 

a. den technischen Zinssatz und die übrigen technischen Grundlagen; 
b. die Massnahmen, die im Falle einer Unterdeckung einzuleiten sind. 

2bis Das oberste Organ hat dem Experten für berufliche Vorsorge die erforderlichen Angaben für die Prüfung zu machen und 
die benötigten Unterlagen zur Verfügung zu stellen. 
3 Werden die Empfehlungen des Experten für berufliche Vorsorge vom obersten Organ nicht befolgt und erscheint dadurch die 
Sicherheit der Vorsorgeeinrichtung gefährdet, meldet er dies der Aufsichtsbehörde. 
4 Im Zusammenhang mit der Übernahme von Rentnerbeständen (Art. 53ebis) gibt der Experte für berufliche Vorsorge der 
Aufsichtsbehörde von sich aus die erforderliche Bestätigung (Art. 53ebis Abs. 1) und auf deren Verlangen den Bericht (Art. 
53ebis Abs. 3) ab. 
 
Art. 53a Ausführungsbestimmungen 

Der Bundesrat erlässt Bestimmungen über: 
a. die Zulässigkeit von Eigengeschäften von Personen, die mit der Vermögensverwaltung betraut sind; 
b. die Zulässigkeit und Offenlegung von Vermögensvorteilen, die Personen in Zusammenhang mit ihrer Tätigkeit für 
die Vorsorgeeinrichtungen erzielen. 

 
Art. 62 Aufgaben 

1 Die Aufsichtsbehörde wacht darüber, dass die Vorsorgeeinrichtungen, die Revisionsstellen für berufliche Vorsorge, die 
Experten für berufliche Vorsorge sowie die Einrichtungen, die nach ihrem Zweck der beruflichen Vorsorge dienen, die 
gesetzlichen Vorschriften einhalten und dass das Vorsorgevermögen zweckgemäss verwendet wird, indem sie insbesondere: 

a.  die Übereinstimmung der statutarischen und reglementarischen Bestimmun-gen der Vorsorgeeinrichtungen und 
der Einrichtungen, die nach ihrem Zweck der beruflichen Vorsorge dienen, mit den gesetzlichen Vorschriften prüft; 
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b. von der Vorsorgeeinrichtung sowie von der Einrichtung, die nach ihrem Zweck der beruflichen Vorsorge dient, 
jährlich Berichterstattung fordern, namentlich über ihre Geschäftstätigkeit; 

c. Einsicht in die Berichte der Kontrollstelle und des Experten für berufliche Vorsorge nimmt; 
d. die Massnahmen zur Behebung von Mängeln trifft; 
e. Streitigkeiten betreffend das Recht der versicherten Person auf Information gemäss den Artikeln 65a und 86b 

Absatz 2 beurteilen; dieses Verfahren ist für die Versicherten in der Regel kostenlos. 
2 Sie übernimmt bei Stiftungen auch die Aufgaben nach den Artikeln 85–86b ZGB. 
3 Der Bundesrat kann Bestimmungen über die aufsichtsrechtliche Genehmigung von Fusionen und Umwandlungen sowie über 
die Ausübung der Aufsicht bei Liquidationen und Teilliquidationen von Vorsorgeeinrichtungen erlassen. 
 
Art. 62a Aufsichtsmittel 

1 Bei der Erfüllung ihrer Aufgaben stützt sich die Aufsichtsbehörde auf die Berichte der Experten für berufliche Vorsorge und 
der Revisionsstellen. 
2 Die Aufsichtsbehörde kann bei Bedarf: 

a. vom obersten Organ der Vorsorgeeinrichtung, vom Experten für berufliche Vorsorge oder von der Revisionsstelle 
jederzeit Auskunft oder die Herausgabe sachdienlicher Unterlagen verlangen; 

b. im Einzelfall dem obersten Organ, der Revisionsstelle oder dem Experten für berufliche Vorsorge Weisungen 
erteilen; 

c. Gutachten anordnen; 
d. Entscheide des obersten Organs einer Vorsorgeeinrichtung aufheben; 
e. Ersatzvornahmen anordnen;  
f. das oberste Organ der Vorsorgeeinrichtung oder einzelne seiner Mitglieder ermahnen, verwarnen oder abberufen;  
g. eine amtliche Verwaltung der Vorsorgeeinrichtung oder der Einrichtung, die nach ihrem Zweck der beruflichen 

Vorsorge dient, anordnen;  
h. eine Revisionsstelle oder einen Experten für berufliche Vorsorge ernennen oder abberufen; 
i. Ordnungswidrigkeiten nach Artikel 79 ahnden. 

3 Die Kosten für aufsichtsrechtliche Massnahmen gehen zulasten der Vorsorgeeinrichtung oder Einrichtung, die nach ihrem 
Zweck der beruflichen Vorsorge dient, welche die Massnahme verursacht hat. Die Kosten für die Abberufung nach Absatz 2 
Buchstabe h gehen zulasten der entsprechenden Revisionsstelle oder des Experten für berufliche Vorsorge. 
 
Art. 64 Oberaufsichtskommission  

1 Der Bundesrat bestellt eine aus sieben bis neun Mitgliedern bestehende Oberaufsichtskommission. Er bezeichnet das 
Präsidium und das Vizepräsidium. Die Mitglieder müssen unabhängige Sachverständige sein. Die Sozialpartner sind mit je 
einem Vertreter zu berücksichtigen. Die Amtsdauer beträgt vier Jahre.  
2 Die Oberaufsichtskommission unterliegt in ihren Entscheiden weder Weisungen des Bundesrats noch Weisungen des 
Departements des Innern. Sie kann in ihrem Reglement Kompetenzen an ihr Sekretariat delegieren.  
3 Für das Verhalten der Oberaufsichtskommission und ihres Sekretariates wird nur gehaftet, wenn wesentliche Amtspflichten 
verletzt worden sind und Schäden nicht auf Pflichtverletzungen einer beaufsichtigten Behörde oder Einrichtung gemäss Artikel 
64a zurückzuführen sind.  
4 Im Übrigen gilt das Verantwortlichkeitsgesetz vom 14. März 1958. 
 
Art. 64a Aufgaben 

1 Die Oberaufsichtskommission beaufsichtigt die Aufsichtsbehörden. Sie hat folgende Aufgaben: 
a. Sie stellt die einheitliche Aufsichtstätigkeit der Aufsichtsbehörden sicher; sie kann zu diesem Zweck Weisungen 

erlassen. 
b. Sie prüft die Jahresberichte der Aufsichtsbehörden; sie kann Inspektionen bei den Aufsichtsbehörden durchführen. 
c. Sie erlässt bei Vorliegen einer gesetzlichen Grundlage und vorheriger Anhörung der interessierten Kreise die für die 

Aufsichtstätigkeit notwendigen Standards. 
d. Sie entscheidet über die Zulassung und den Entzug der Zulassung von Experten für berufliche Vorsorge. 
e. Sie führt ein Register über die zugelassenen Experten für berufliche Vorsorge; das Register ist öffentlich und wird 

im Internet veröffentlicht. 
f. Sie kann den Experten für berufliche Vorsorge und den Revisionsstellen Weisungen erteilen. 
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g. Sie erlässt ein Organisations- und Geschäftsreglement; das Reglement bedarf der Genehmigung durch den 
Bundesrat. 

2 Sie beaufsichtigt zudem den Sicherheitsfonds, die Auffangeinrichtung und die Anlagestiftungen. 
3 Sie unterbreitet dem Bundesrat jährlich einen Tätigkeitsbericht und verkehrt mit dem Bundesrat über das Eidgenössische 
Departement des Innern. 
 
Art. 65 Grundsatz 

1 Die Vorsorgeeinrichtungen müssen jederzeit Sicherheit dafür bieten, dass sie die übernommenen Verpflichtungen erfüllen 
können. 
2 Sie regeln das Beitragssystem und die Finanzierung so, dass die Leistungen im Rahmen dieses Gesetzes bei Fälligkeit erbracht 
werden können. Dabei dürfen sie nur den vorhandenen Bestand an Versicherten sowie Rentnerinnen und Rentnern 
berücksichtigen (Grundsatz der Bilanzierung in geschlossener Kasse). Vorbehalten bleiben die Artikel 72a–72g.273 
2bis Sämtliche Verpflichtungen einer Vorsorgeeinrichtung müssen durch Vorsorgevermögen gedeckt sein (Grundsatz der 
Vollkapitalisierung). Vorbehalten bleiben Artikel 65c sowie die Artikel 72a–72g.274 
3 Sie weisen ihre Verwaltungskosten in der Betriebsrechnung aus. Der Bundesrat erlässt Bestimmungen über die 
Verwaltungskosten und die Art und Weise, wie sie ausgewiesen werden müssen.275 
4 Der Bundesrat legt ein Anfangsvermögen und Garantieleistungen fest für Neugründungen von Sammel- und 
Gemeinschaftsstiftungen, welche dem FZG unterstellt sind, unabhängig von ihrer Rechts- oder Verwaltungsform. Nicht unter 
diese Bestimmung fallen Verbandseinrichtungen sowie Vorsorgeeinrichtungen mit mehreren wirtschaftlich oder finanziell eng 
miteinander verbundenen Arbeitgebern. 
 

8.3 Artikel BVV 2 
SR 831.441.1 - Verordnung vom 18. April 1984 übe... | Fedlex 
Art. 46 Leistungsverbesserungen von Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen bei nicht vollständig geäufneten 
Wertschwankungsreserven 

(Art. 65b Bst. c BVG) 
1 Sammel- und Gemeinschaftseinrichtungen, die dem Freizügigkeitsgesetz vom 17. Dezember 19933 unterstellt sind, dürfen bei 
nicht vollständig geäufneten Wertschwankungsreserven Leistungsverbesserungen gewähren, wenn: 

a. höchstens 50 Prozent des Ertragsüberschusses vor Bildung der Wertschwankungsreserve 
für die Leistungsverbesserung verwendet werden; und 
b. die Wertschwankungsreserve mindestens zu 75 Prozent des aktuellen Zielwertes geäufnet ist. 

2 Nicht als Leistungsverbesserung gilt die Gutschrift von Überschussbeteiligungen aus Versicherungsverträgen zugunsten der 
Sparguthaben der Versicherten nach Artikel 68a BVG. 
3 Nicht unter diese Bestimmung fallen Verbandseinrichtungen sowie Vorsorgeeinrichtungen mit mehreren wirtschaftlich oder 
finanziell eng miteinander verbundenen Arbeitgebern. 
 
Art. 48a Verwaltungskosten 

(Art. 65 Abs. 3 BVG) 
1Als Verwaltungskosten sind in der Betriebsrechnung auszuweisen: 

a. die Kosten für die allgemeine Verwaltung; 
b. die Kosten für die Vermögensverwaltung; 
c. die Kosten für Marketing und Werbung 
d. die Kosten für die Makler- und Brokertätigkeit; 
e. die Kosten für die Revisionsstelle und den Experten für berufliche Vorsorge; 
f. die Kosten für die Aufsichtsbehörden. 

2 Die Verwaltungskosten sind nach den Regeln der Fachempfehlungen zur Rechnungslegung Swiss GAAP FER 26 auszuweisen. 
3 Können die Vermögensverwaltungskosten bei einer oder mehreren Anlagen nicht ausgewiesen werden, so muss die Höhe des 
in diese Anlagen investierten Vermögens im Anhang der Jahresrechnung separat ausgewiesen werden. Die betreffenden 
Anlagen sind einzeln unter Angabe der ISIN (International Securities Identification Number), des Anbieters, des 
Produktenamens, des Bestandes und des Marktwertes per Stichtag aufzuführen. Das oberste Organ muss jährlich die 
Gewichtung analysieren und über die Weiterführung dieser Anlagepolitik befinden. 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1984/543_543_543/de
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Art. 48b Information der Vorsorgewerke 

(Art. 65a Abs. 4 BVG) 
1 Die Sammeleinrichtungen müssen jedes Vorsorgewerk darüber informieren: 

a. wie viele Beiträge oder Prämien, aufgegliedert nach Spar-, Risiko-, und Kostenanteil, sie insgesamt bezahlen; 
b. wie viele Beiträge oder Prämien, aufgegliedert nach Spar-, Risiko- und Kostenanteil, auf das Vorsorgewerk 
entfallen. 

2 Sie müssen jedes Vorsorgewerk darüber informieren: 
a. welche freien Mittel oder Überschüsse aus Versicherungsverträgen sie insgesamt erzielt haben; 
b. welchen Verteilschlüssel sie innerhalb der Sammeleinrichtung anwenden; 
c. welcher Anteil der Überschüsse auf das Vorsorgewerk entfällt. 

 

Art. 48c Information der Versicherten 

(Art. 86b Abs. 2 BVG) 
1 Die Sammeleinrichtungen müssen die Informationen nach Artikel 48b, die sie selbst betreffen, im Anhang zu der 
Jahresrechnung ausweisen. 
2 Die Vorsorgekommission muss Informationen, die das Vorsorgewerk betreffen, den Versicherten auf Anfrage hin schriftlich 
mitteilen. 
 

8.4 Liste der mit der Strukturreform geänderten oder neuen Artikel 
Artikel Art. 5, 45, 49, 50, 51, 51a, 53d, 56, 56a, 61, 65, 69, 72a, 72b, 72c, 72d, 72e, 72f, 72g BVG 

Artikel 89bis Schweizerisches Zivilgesetzbuch (SR 210) 

Artikel 97 Bundesgesetz über Fusion, Spaltung, Umwandlung und Vermögensübertragung 
(Fusionsgesetz, FusG ; SR 221.301) 

Artikel 19 Bundesgesetz über die Freizügigkeit in der beruflichen Alters‑, Hinterlassenen- und 
Invalidenvorsorge (Freizügigkeitsgesetz, FZG ; SR 831.42) 

Artikel 1, 3, 7, 12, 18, 19, 20 Verordnung über die Aufsicht in der beruflichen Vorsorge (BVV 1) 

Artikel 34, 35, 40, 46, 48a, 48b, 48c, 48f, 48g, 48h, 48i, 48j, 48k, 48l, III Übergangsbestimmungen 
Verordnung über die berufliche Alters-, Hinterlassenen- und Invalidenvorsorge (BVV 2) 

Artikel 7, 10, 17, 23, 24, 26, 27, 28 Verordnung über die Anlagestiftungen (ASV; SR 831.403.2) 
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